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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 17. Dezember 1997 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Bulgarien 
über Soziale Sicherheit 


A. Zielsetzung 

Durch das Abkommen und die Durchführungsvereinbarung soll im 
Bereich der Rentenversicherung und der Unfallversicherung der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Bulgarien der soziale Schutz 
der beiderseitigen Staatsangehörigen sichergestellt und koordiniert 
v\/erden, insbesondere für den Fall, daß sich die betroffenen Personen 
im jeweils anderen Staat aufhalten. 


B. Lösung 

Das Vertragswerk beruht auf der Grundlage der Gegenseitigkeit und 
begründet Rechte und Pflichten von Einwohnern beider Staaten in 
bezug auf die innerstaatlichen Rechtsvorschriften über die Renten- 
versicherung und die Unfallversicherung. Es enthält die Grundsätze 
der Gleichbehandlung der beiderseitigen Staatsangehörigen und der 
uneingeschränkten Leistungserbringung bei Aufenthalt der Betroffenen 
im anderen Vertragsstaat. Ferner ist vorgesehen, daß in der deutschen 
und bulgarischen Rentenversicherung zurückgelegte Versicherungs- 
zeiten zusammenzurechnen sind, soweit dies für die Erfüllung des 
Leistungsanspruchs erforderlich ist. Mit dem vorliegenden Entwurf 
des Vertragsgesetzes sollen die Übereinkünfte die nach Artikel 59 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes erforderliche Zustimmung der 
gesetzgebenden Körperschaften erhalten. 

C. Alternativen 


Keine 
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D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Die Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden werden durch die 
Ausführung des Gesetzes nicht unmittelbar mit Kosten belastet; für 
den Bund ergeben sich nicht nennenswerte mittelbare finanzielle Aus- 
wirkungen im Hinblick auf den Bundeszuschuß zur knappschaftlichen 
Rentenversicherung. 

2. Vollzugsaufwand 

Durch die Umsetzung dieses Gesetzes entstehen keine zusätzlichen 
Kosten im Verwaltungsvollzug. 

E. Sonstige Kosten (z.B. Kosten für die Wirtschaft, Kosten für 
soziale Sicherungssysteme) 

Durch das Abkommen werden sich geringfügige Mehrausgaben für 
die deutsche Rentenversicherung ergeben. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere 
auf das Verbraucherpreisniveau, sind durch das Abkommen nicht zu 
erwarten, da Kosten für die Wirtschaft und die vom Abkommen be- 
troffenen Personen nicht entstehen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (311) -806 06 -Ab 59/98 Bonn, den 20. April 1998 


An die 

Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 17. Dezember 1997 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Bulgarien 
über Soziale Sicherheit 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 723. Sitzung am 27. März 1998 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 


Gesetz 

zu dem Abkommen vom 17. Dezember 1997 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Bulgarien 
über Soziale Sicherheit 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Den folgenden, in Sofia am 17. Dezember 1997 Unterzeichneten Überein- 
künften wird zugestimmt: 

1. Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Bulgarien über Soziale Sicherheit, 

2. Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Bulgarien über Soziale Sicherheit. 

Das Abkommen und die Durchführungsvereinbarung werden nachstehend 
veröffentlicht. 


Artikel 2 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates Vereinbarungen zur Durchführung des Abkommens in 
Kraft zu setzen oder in Ermangelung solcher Vereinbarungen das Nähere zu 
regeln. Die Vereinbarungen können auch Änderungen der in Artikel 1 Nr. 2 
genannten Durchführungsvereinbarung vorsehen. Dabei können zur Anwendung 
und Durchführung des Abkommens insbesondere über folgende Gegenstände 
Regelungen getroffen werden: 

1. Aufklärungs-, Anzeige- und Mitteilungspfiichten sowie das Bereitstellen von 
Beweismitteln zwischen den in Artikel 1 7 Abs. 1 des Abkommens genannten 
Stellen sowie zwischen diesen und den betroffenen Personen, 

2. das Ausstellen, die Vorlage und Übermittlung von Bescheinigungen sowie 
die Verwendung von Vordrucken, 

3. das Verfahren beim Erbringen von Geldleistungen, 

4. die Zuständigkeit der Versicherungsträger oder anderer in Artikel 1 7 Abs. 1 
des Abkommens genannter Stellen, 

5. die gegenseitige Umrechnung von Versicherungszeiten nach den Rechts- 
vorschriften beider Vertragsstaaten. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Die Tage, an denen das Abkommen nach seinem Artikel 30 Abs. 2 und die 
Vereinbarung zur Durchführung des Abkpmmens nach ihrem Artikel 8 in Kraft 
treten, sind im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen und die Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens 
findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, da sich die Über- 
einkünfte auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung beziehen. 

Die Zustimmung des Bundesrates Ist nach Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes 
erforderlich, da durch das Vertragsgesetz in Verbindung mit den Übereinkünften 
das Verwaltungsverfahren von Landesbehörden geregelt wird. 

Zu Artikel 2 

Durch diese Vorschrift soll die Bundesregierung ermächtigt werden, auf dem 
Wege der Rechtsverordnung alles Erforderliche zur Durchführung des Abkom- 
mens zu tun. Dabei kann es sich um die Inkraftsetzung von Durchführungs- 
vereinbarungen zwischen den Regierungen der beiden Vertragsstaaten oder um 
andere innerstaatliche Regelungen handeln. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen nach seinem Artikel 30 
Abs. 2 und die Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens nach ihrem 
Artikel 8 ln Kraft treten, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
unmittelbar mit Kosten belastet. Für den Bund ergeben sich nicht nennenswerte 
mittelbare finanzielle Auswirkungen im Hinblick auf den Bundeszuschuß für die 
knappschaftliche Rentenversicherung. 

Durch das Abkommen werden sich geringfügige Mehrausgaben für die deut- 
sche Rentenversicherung ergeben. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere auf das 
Verbraucherpreisniveau, sind durch das Abkommen nicht zu erwarten, da 
Kosten für die Wirtschaft und die vom Abkommen betroffenen Personen nicht 
entstehen. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Bulgarien 
über Soziale Sicherheit 


Cnoroflöa 

Me>Kfly OeflepajiHa penyöJikiKa fepMaHMn 
M PenyönnKa B-bnrapMa 
sa CouMariHa curypHOCi 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Bulgarien - 

in dem Wunsch, ihre Beziehungen im Bereich der Sozialen 
Sicherheit zu regeln - 

sind wie folgt übereingekommen: 


OeflepanHa penyöriMKa r epMaH^iR 

M 

PenyöJiHKa B^brirapHR 

BOAeHM OT >KenaHMeTo Aa ypeA^T cBome BsaHMOoTHOLueHMB 
B oönacTTa Ha coMHanHaia cMrypHOCT, 

ce cnopasyMRxa sa cneAHOio: 


Teil I HacT I 

Allgemeine Bestimmungen Oöu^m pasnope^ÖH 


Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

(1) In diesem Abkommen bedeuten die Ausdrücke 

1 . „Hoheitsgebiet“ 

in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 
das Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland, 
in bezug auf die Republik Bulgarien 
das Hoheitsgebiet der Republik Bulgarien; 

2. „Staatsangehöriger“ 

in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 
einen Deutschen im Sinne des Grundgesetzes für die Bun- 
desrepublik Deutschland, 

in bezug auf die Republik Bulgarien 

einen Staatsangehörigen der Republik Bulgarien im Sinne der 
Verfassung der Republik Bulgarien; 

3. „Rechtsvorschriften“ 

die Gesetze, Verordnungen, Satzungen und sonstigen allge- 
mein rechtsetzenden Akte, die sich auf die vom sachlichen 
Geltungsbereich dieses Abkommens (Artikel 2 Absatz 1) 
jeweils erfaßten Zweige und Systeme der Sozialen Sicherheit 
beziehen; 

4. „zuständige Behörde“ 

in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 
das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung, 
in bezug auf die Republik Bulgarien 
das Nationale Versicherungsinstitut; 

5. „Träger“ 

die Einrichtung oder die Behörde, der die Durchführung der 
vom sachlichen Geltungsbereich dieses Abkommens (Arti- 
kel 2 Absatz 1) erfaßten Rechtsvorschriften obliegt; 


** HneH 1 

Onpe/^ennHe Ha noHATHRTa 

(1) B lasM CnoroAÖa AonyMSöpoeHMTe noHBTMR mmst cneA- 

HMie SHaHeHMR; 

1 . “TepHTopMR”: 

no OTHOLueHMe Ha OeAepanna penyöAMKa r epiviaHMR 
TepHTopHRia Ha OeAepanna peny6nnKa repiviaHMH 
no OTHOLLieHMe Ha PenyöAMKa B'bJirapMR 
TepmopHHTa na PenyöJiHKa B'bnrapMB; 

2. ‘Tpa>KAaHMH”: 

no oTHoiueHMe na OeAepanna penyöriHKa T epiviaHMyi 
repManeu no CMHCbJia na Ochobhmh saKOH sa OeAepanna 
penyöJiHKa f epMaHHH 

no OTHOLULAHMe Ha PenyöJiHKa B-biirapHR 

rpa>KAaHHH na PenÖJiHKa B'bnrapHH no CMHCbna na Kohcth- 

TyMHRia Ha PenyönnKa B-bJirapHH; 

3. “npaBHH pasnopeAÖH”: 

saKOHHTe, HapeAÖHTe, yciaBHie m APyrnie oöiah npaenn 
aKTOBe, KOHTO ce oTHacHT AO oöxBanaTHTe ot npeAejia na 
AeMCTBHe Ha lasn CnoroAöa (nneH 2, ajiHHen 1) cbOiBeiHH 
oöAacTH M cHCTeMM Ha coMHanna cnrypHocT; 

4. “KoMneieHTeH opran”: 

no oTHoiijeHHe na OeAepajina penyöJiHKa f epiviaHHH 
OeAepajiHOTo MHHHciepcTBO na ipyAa h couHajiHHR peA, 
no OTHOiueHHe na PenyöAHKa B^biirapHR 
Ha^HOHaJiHHRT ocHrypHTejieH HHCTHiyi; 

5. “HOCHieji Ha ocHrypoBKaia”: 

HHCTHjyMHHTa HAH OpraH-faT, Ha KOHTO e B'b3AO>KeHO HSn-bA- 
HeHHOTO Ha npaBHHTe pasnopeAön, c-brnacHO maoh 2, ann- 
HOA 1 Ha lasH CnoroAöa; 


7 



Drucksache 13/10434 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


6. „zuständiger Träger“ 

den nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften zustän- 
digen Träger; 

7. „Beschäftigung“ 

eine Beschäftigung oder Tätigkeit im Sinne der anzuwenden- 
den Rechtsvorschriften; 

8. „Versicherungszeiten“ 

Beitragszeiten und Beschäftigungszeiten, die in den Rechts- 
vorschriften, nach denen sie zurückgelegt wurden, als solche 
bestimmt sind, und sonstige nach diesen Rechtsvorschriften 
anerkannte Zeiten, die anzurechnen sind; 

9. „Geldleistung“ oder „Rente“ 

eine Rente oder eine andere Geldleistung einschließlich aller 
Zuschläge, Zuschüsse und Erhöhungen. 

(2) Andere Begriffe haben die Bedeutung, die sie nach den 
anzuwendenden Rechtsvorschriften des betreffenden Vertrags- 
staats haben. 

Artikel 2 

Sachlicher Geltungsbereich 

(1) Dieses Abkommen bezieht sich 

1 . auf die deutschen Rechtsvorschriften über die 

a) Unfallversicherung in bezug auf Renten oder einmalige 
Geldleistungen, 

b) Rentenversicherung, 

c) hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung, 

d) Alterssicherung der Landwirte; 

2. auf die bulgarischen Rechtsvorschriften über 

a) Renten wegen Alters, 

b) Invaliditätsrenten wegen allgemeiner Erkrankung, eines 
Arbeitsunfalls oder einer Berufskrankheit, 

c) Zivilinvaliditätsrenten, 

d) Hinterbliebenenrenten aus den oben genannten Renten- 
arten. 

(2) Sind nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats 
außer den Voraussetzungen für die Anwendung dieses Abkom- 
mens auch die Voraussetzungen für die Anwendung eines ande- 
ren Abkommens oder einer überstaatlichen Regelung erfüllt, so 
läßt der Träger dieses Vertragsstaats bei Anwendung dieses 
Abkommens das andere Abkommen oder die überstaatliche 
Regelung unberücksichtigt. Dies gilt nicht, soweit das andere 
Abkommen oder das überstaatliche Recht Versicherungslast- 
regelungen enthalten, nach denen Versicherungszeiten endgültig 
in die Last eines der beiden Vertragsstaaten übergegangen oder 
aus deren Last abgegeben worden sind. 


Artikel 3 

Persönlicher Geltungsbereich 

Dieses Abkommen bezieht sich auf: 

1 . Staatsangehörige eines Vertragsstaats, 

2. Flüchtlinge im Sinne des Artikels 1 des Abkommens vom 
28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge und des 
Protokolls vom 31. Januar 1967 zu dem genannten Abkom- 
men, 

3. Staatenlose im Sinne des Artikels 1 des Übereinkommens 
vom 28. September 1954 über die Rechtsstellung der Staa- 
tenlosen, 

als unmittelbar erfaßte Personen; 


6. “KOMneieHTeH Hocmen na ocurypOBKaia”: 

KOMneieHTHMBT HOcmen na ocHrypOBKaia cbrnacHO npH- 
jiaraHUTe npaBHM pasnopeAÖH; 

7. “saeiocT”: 

saeTOCT kinn AeiiHOCT no CMMCbna na npmiaraHme npaBHM 
pasnopeAÖM; 

8. “ocMrypeHO Bpeivie”: 

Bpeivie, npes kobto ca nnaiAaHM bhockm m e MSB-bpujBaHa 
jpyAOBa Ae^HOCT, onpeAeneno Kaio laKOBa b npaBHMie 
pasnopeAÖM, CbrnacHO komto, to e npMAOÖMio, kbkto m 
A pyro noAOÖHO, aKo to ce npMSHaaa sa paBHOCTOMHO na ocm- 
rypeHOTo Bpeivie b lesM npaBHM pasnopeAöM; 

9. “nnaiuaHe” mjim “neHCMB”; 

neHCMB MjiM Apyro nnaiAaHe, BKjifOHMTeHnHO bcmhkm Aoöa- 
BKM, nOMOLAM M nOBMLUeHMfl; 

(2) flpyrMie noHJiTMB mmbt SHaneHMeio, Koeio le mmbt 
CbrnacHO npMJiaraHMie npaBHM pasnopeAÖM Ha CbOTBeiHaTa 
AoroBapBLAa ce cipana. 

HneH2 

OöxeaT Ha AencTBMe 

(1) TasM CnoroAöa ce oinacB sa: 

1. repiviaHCKMie npaBHM pasnopeAÖM sa: 

a) ocMrypBBaneTO npM 3.nonoJiyKM bidB apTsSKa c nencMM mtim 
BAHOKpaTHM nnaLAaHMJi, 

6) nencHOHHOTO ocMrypBBane, 

b) AOn-bJlHMTeJlHOTO MMHbOpCKO OCMrypBBBHe, 
r) noMOLATa npM ciapoci sa seivieAenAMTe; 

2. 6-bnrapcKMTe npaBHM pasnopeAÖM sa: 

a) neHCMM sa MscnyMeHO Bpeivie m crapoci, 

6) MHBajiMAHM neHCMM nopaAM oölao saöojiBBaHe, nopaAM 
TpyAOBa snonoJiyKa mjim npoifiecMOHajiHO saöojiBBaHe, 

b) rpa^KAaHCKOMHBajiMAHM neHCMM, 

r) HacneACTBCHM neHCMM ot ropHMie bmaobc. 

(2) Ako CbrjiacHO npaBHMje pasnopeAöM Ha eAHa ot Aoro- 
eapBLAMTe ce CTpaHM oceen npeAnocTasKMTe sa npMjiaraneTO 
Ha TasM CnoroAöa ca Msn-bjiHeHM m npeAnocTasKMTe sa npMJiar- 
aneTO na Apyra CnoroAöa mtim HaAA'bp>KAaBHO ype>KAaHe, 
HOCMTenBT Ha ocMrypoBKaTa na c-bOTBeTnaTa AoroBapaiAa ce 
CTpana npM npMJiaraneTO na TasM CnoroAöa ne Bseivia npeABMA 
ApyraTa cnoroAöa mjim HaAA'bp>KaBHOTO ype>KAaHe. Toea He 
Ba>KM, aKO ApyraTa cnoroAöa mjim HaAA'bpMaBHOTo saKOHOAa- 
TejicTBO ype>KAa ocMrypMTejiHMTe 3aA'b>KeHMB, cbJiacHo komto 
ocMrypeHOTO Bpeivie e npeiviMHajio OKOHHaTejiHO KbM 
saAbJi^KeHMBTa Ha eAna ot AßeTe AoroBapaiAM ce CTpanM mjim e 
ÖMJIO OCBOÖOAeHO OT HOMHMTe SaAbJlMeHMB. 

HneH 3 

OöxBaT Ha fleHCTBMe no OTHOLAeHHe na nMAara 

TasM CnoroAöa ce OTHacB sa: 

1 . rpa>KAaHM Ha eAna ot AoroeapjiLAMTe ce CTpaHM, 

2. 6e>KaHAM no CMMCbJia na HJien 1 na KoHBOHAMBTa ot 28 iojim 
1951 r. sa npaBHMB CTaTyT na 6e>KaHL4MTe na flpoTOKOJia ot 
31 BHyapM 1967 r. KbM ynoivienaTaTa Kohbohamb, 

3. nMAa öes rpa>KAaHCTBO no CMMCbJia na HJien 1 na Kohboh- 
AMBTa OT 28 cenTBMBpM 1954 r. sa cTaTyTa na JiMAaTa öes 
rpaMAancTBO, 

KSTO npBKO oöxBanaTM jimas; 
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4. andere Personen hinsichtlich der Rechte, die sie von einem 
Staatsangehörigen eines Vertragsstaats, einem Flüchtling 
oder einem Staatenlosen im Sinne dieses Artikels ableiten, 

als mittelbar erfaßte Personen; 

5. Staatsangehörige eines anderen Staats als eines Vertrags- 
staats, soweit sie nicht zu den mittelbar erfaßten Personen 
gehören, 

als Drittstaatsangehörige. 

Artikel 4 

Gleichbehandlung 

(1) Die vom persönlichen Geltungsbereich dieses Abkommens 
unmittelbar und mittelbar erfaßten Personen, die sich gewöhnlich 
im Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats aufhalten, stehen bei 
Anwendung der Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats dessen 
Staatsangehörigen gleich. 

(2) Leistungen nach den Rechtsvorschriften des einen Ver- 
tragsstaats werden den Staatsangehörigen des anderen Ver- 
tragsstaats, die sich außerhalb der Hoheitsgebiete der Vertrags- 
staaten gewöhnlich aufhalten, unter denselben Voraussetzungen 
erbracht wie den sich dort gewöhnlich aufhaltenden Staats- 
angehörigen des ersten Vertragsstaats. 

Artikel 5 

Gleichstellung der Hoheitsgebiete 

Einschränkende Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats, 
nach denen die Entstehung von Ansprüchen auf Leistungen, das 
Erbringen von Leistungen oder die Zahlung von Geldleistungen 
vom Aufenthalt im Hoheitsgebiet dieses Vertragsstaats abhän- 
gen, gelten nicht für die von diesem Abkommen unmittelbar oder 
mittelbar erfaßten Personen, die sich im Hoheitsgebiet des ande- 
ren Vertragsstaats auf halten. 

Artikel 6 

Versicherungspflicht von Arbeitnehmern 

Die Versicherungspflicht von Arbeitnehmern richtet sich nach 
den Rechtsvorschriften des Vertragsstaats, in dessen Hoheits- 
gebiet sie beschäftigt sind; dies gilt auch, wenn sich der Arbeit- 
geber im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats befindet. 


Artikel 7 

Versicherungspflicht bei Entsendung 

Wird ein Arbeitnehmer, der in einem Vertragsstaat beschäftigt 
ist, im Rahmen dieses Beschäftigungsverhältnisses von seinem 
Arbeitgeber in das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats 
entsandt, um dort eine Arbeit für diesen Arbeitgeber auszu- 
führen, so gelten in bezug auf diese Beschäftigung während der 
ersten 24 Kalendermonate allein die Rechtsvorschriften des 
ersten Vertragsstaats über die Versicherungspflicht so weiter, als 
wäre er noch in dessen Hoheitsgebiet beschäftigt. Der Zeitraum 
von 24 Kalendermonaten beginnt mit dem ersten Tag des Kalen- 
dermonats, in dem der Arbeitnehmer die Beschäftigung im 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats aufnimmt. 


4. flpyrn nuMa othocho npaßara, komto re nonyHaBai npea 
rpa>KflaHMH Ha eßHa ot floroBapainme ce cTpaHM, ot 
6e>KaHeL4 hhm ot nMue öes rpa>KflaHCTBO no cMMCbna Ha 
T03M Hnen, 

Karo KocBeHO oöxBanaTM nMMa; 

5. rpa>KflaHM na ßpyra fl-bp>KaBa ocboh floroBapaiMMte ce 
CTpaHM, aKO Te ne npMHaflne>KaT K-bivi kocboho oöxBanaTMTe 
DMua, 

KaTo rpa>KflaHM na TpeTM fl'bp>KaBM. 

HneH 4 

E^HaKBO TpernpaHe 

(1) OöxBanaTMTe npBKo mdm kocboho ot npeflenMTe Ha TasM 
Cnoroflöa, komto oÖMnaMHo npeÖMBaBaT Ha TepMTopMBTa na 
eflHa OT floroBapBLUMTe ce cTpaHM, npM npMnaraneTO na npae- 
HMTe pasnopeflÖM na eflna ot floroBapai^MTe ce cTpaHM ca paB- 
HonocTBBeHM Ha HeMHMTe rpa>KflaHM. 

(2) rinaLMaHMB cbrnacHo npaBHMTe paanopeflöM na eflna ot 
floroBapBLi^MTe ce cTpaHM ce oTnycxaT na rpa)KflaHMTe na ßpy- 
raTa floroBapaiua ce CTpana, komto oöMnaMHO npeÖMBaeaT 
MaBTsH TepMTopMMTe Ha floroBapBu^MTe ce cTpanM, npM cbiuMTe 
npeflnocTaBKM, KaKTo na oÖMKHOBeno npeöMBaBaiMMTe Taivi 
rpa>KflaHM na □'bpeaTa floroBapaiMa ce cTpana. 

HneH 5 

PaBHonocTaeeHOCT Ha repHTopHMTe 

OrpaHMHMTenHM paanopeflöM Ha eflna ot floroBapBiflMTe ce 
CTpaHM, cbrnacHo komto B^baHMKeaHeTo Ha npeTeHflMM aa nna- 
LflaHMB, oTnycKaneTo na nnatflaHMB mhm MaB-bpiuBaneTo na 
napMHHM nnaiflaHMB aaBMCBT ot npeÖMBaBaneTo na TepMTo- 
pMBTa Ha TaaM floroBapaifla ce cTpana, ne ca BajiMflHM aa oöxBa- 
HaTMTe npBKo mjim KOCBeHo OT TaaM Cnoroflöa riMfla, komto npe- 
ÖMBaBaT Ha TepMTopMBTa Ha flpyraTa floroBapama ce cTpana. 

HneH 6 

3aA'bn>KeHMe aa ocHrypnaaHe Ha paöoTeu^nre 

3afl'bn>KeHMeTo aa ocMrypBBane na paöoTeiflMTe ce cboöpa- 
aaea c npaBHMTe paanopeflöM Ha floroBapBiflaTa ce CTpana, na 
HMBTO TepMTOpMB TO Ca aaCTM; CblflOTO Ba>KM, aKO paÖOTOfla- 
TenBT ce naiviMpa na TepMTopMBTa na flpyraTa floroBapaifla ce 
CTpana. 

Hnen 7 

Sa^-bn^KeHHe aa ocHrypnaaHe npH Manpau^ane 

Ako paöoTeifl, komto e 3aeT b eflna ot floroBapBLflMTe ce 
CTpaHM, öTsfle ManpaTeH ot cbob paöoToflaTen b paiviKMTe Ha 
TOBa TpyflOBo npaBOOTHOLueHMe na TepMTopMBTa na flpyraTa 
floroBapBLfla ce CTpana, aa fla MaBTspLUBa TaM paöoTa aa cbiflMB 
paöoTOflaTen, to aa TaaM aaeTocT no Bpeivie Ha n'bpBMTe 24 
KaneHflapHM iviecefla npofl'bn>KaBaT fla ca BanMflHM eflMHCTBeno 
npaBHMTe paanopeflöM Ha ntpeaTa floroBapaifla ce CTpana, no 
oTHOLueHMe 3afl'bn>KeHMeTo aa ocMrypBBane Bce eflHO, ne tom e 
Bce oifle aaeT na HePinaTa TepMTopMB. CpoK-bT ot 24 KaneHflap- 
HM iN/iecefla aanoHBa Ha ntpEMB flen na KanenflapHMB ivieceu, 
npea komto hmmoto aanoHBa paöoTa Ha TepMTopMBTa na flpyra- 
Ta floroBapnifla ce cTpana. 


Artikel 8 

Versicherungspflicht von Seeleuten 

(1) Für die an Bord eines Seeschiffs, das die Flagge eines der 
beiden Vertragsstaaten führt, beschäftigten Personen gelten die 
Rechtsvorschriften dieses Vertragsstaats über die Versiche- 
rungspflicht. 

(2) Wird ein Arbeitnehmer, der sich gewöhnlich im Hoheitsge- 
biet eines Vertragsstaats aufhält, vorübergehend auf einem See- 
schiff, das die Flagge des anderen Vertragsstaats führt, von 


Hnen 8 

3a/:t'bn>KeHHe aa ocHrypHBaue Ha MopflitH 

(1) 3a HMflaTa, aaeTM na öopfla na MopcKM Kopaö, komto 
nnaea nofl cfinara Ha eflna ot flBeTe floroBapBiflM ce cTpanM, ca 
BanMflHM npaBHMTe paanopeflöM Ha TaaM floroBapnifla ce cTpa- 
Ha no oTHOLueHMe Ha 3afl'bn>KeHMeTo aa ocMPypneane. 

(2) Ako paöoTeifl, komto oöMHaMHo npeöMBaea Ha TepMTO- 
pMBTa Ha eflHa ot floroBapniuMTe ce cTpaHM, ö-bfle aaeT epe- 
MeHHo Ha MopcKM Konaö, KOMTO nnaea nofl (^inara Ha flpyraTa 
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einem Arbeitgeber beschäftigt, der seinen Sitz im Hoheitsgebiet 
des ersten Vertragsstaats hat und nicht Eigentümer des Schiffs 
ist, so gelten in bezug auf die Versicherungspflicht die Rechts- 
vorschriften des ersten Vertragsstaats, als wäre er in dessen 
Hoheitsgebiet beschäftigt. 


Artikel 9 

Versicherung anderer Personen 

Die Bestimmungen dieses Abkommens über die Versiche- 
rungspflicht gelten entsprechend für andere Personen, auf die 
sich die vom sachlichen Geltungsbereich dieses Abkommens 
(Artikel 2 Absatz 1) erfaßten Rechtsvorschriften beziehen. 

Artikel 10 

Versicherungspflicht von 
Beschäftigten bei Auslandsvertretungen 

(1) Wird ein Staatsangehöriger eines Vertragsstaats von die- 
sem oder einem Mitglied oder einem Bediensteten einer Aus- 
landsvertretung dieses Vertragsstaats im Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaats beschäftigt, so gelten für die Dauer der 
Beschäftigung in bezug auf die Versicherungspflicht die Rechts- 
vorschriften des ersten Vertragsstaats so, als wäre er dort 
beschäftigt. 

(2) Hat sich ein in Absatz 1 genannter Arbeitnehmer vor Beginn 
der Beschäftigung gewöhnlich in dem Beschäftigungsstaat auf- 
gehalten, so kann er binnen sechs Monaten nach Beginn der 
Beschäftigung in bezug auf die Versicherungspflicht die Anwen- 
dung der Rechtsvorschriften des Beschäftigungsstaats wählen. 
Die Wahl ist gegenüber dem Arbeitgeber zu erklären. Die gewähl- 
ten Rechtsvorschriften gelten vom Tage der Erklärung an. 


(3) Beschäftigt die Auslandsvertretung eines der Vertragsstaa- 
ten Personen, für die die Rechtsvorschriften des anderen Ver- 
tragsstaats gelten, so hat die Auslandsvertretung die Verpflich- 
tungen, die dem örtlichen Arbeitgeber gemäß den genannten 
Rechtsvorschriften obliegen, einzuhalten. 

Artikel 11 

Ausnahmen von den 

Bestimmungen über die Versicherungspfiicht 

Auf Antrag des Arbeitnehmers und des Arbeitgebers oder auf 
Antrag anderer Personen (Artikel 9) können die zuständigen 
Behörden der Vertragsstaaten oder die von ihnen bezeichneten 
Stellen im gegenseitigen Einvernehmen von den Bestimmungen 
dieses Abkommens über die Versicherungspflicht abweichen 
unter der Voraussetzung, daß die betreffende Person den 
Rechtsvorschriften eines der Vertragsstaaten unterstellt bleibt 
oder unterstellt wird. Hierbei sind die Art und die Umstände der 
Beschäftigung zu berücksichtigen. 


Teil II 

Besondere Bestimmungen 

Kapitel 1 

Unfallversicherung 

Artikel 12 

Berücksichtigung von Arbeitsunfällen 
(Berufskrankheiten) 

(1) Sehen die Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats vor, daß 
bei der Bemessung des Grads der Minderung der Erwerbsfähig- 
keit oder der Feststellung des Leistungsanspruchs infolge eines 
Arbeitsunfalls (Berufskrankheit) im Sinne dieser Rechtsvorschrif- 
ten andere Arbeitsunfälle (Berufskrankheiten) zu berücksichtigen 


floroBapyiLita ce cxpaHa, ox paöoxoflaxen, nuexo ceflanume e 
Ha xepMxopMHxa Ha n-bpeaxa floroeapHLua ce cxpana m komxo ne 
e coöcxBeHMK Ha Kopaöa, no oxHOLueHkie na 3afl'bJi>KeHMexo aa 
ocHrypHBane ca Ba/iMflHM npaBHMxe paanopeflöM na ni^pBaxa 
floroBapHLna ce cxpana, Bce eflHo, ne xom e aaex na nePinaxa 
xepMxopMH. 

H/ieH 9 

OcMi-ypneaHe Ha Apyrn nMi^a 

PaanopeflöMxe na xaaM Cnoroflöa aa aafl^bn^Kenkiexo aa ocm- 
rypHBane ca BankiflHH cboxBexHO aa flpyrki jikiqa, cnpaivio komxo 
ce npMnarax npaBHMxe paanope^öM, oöxBanaxM ox npeflena na 
AeMCXBkie na xaaM Cnoroflöa (HJien 2, a/iMHen 1). 

HneH 10 

Sa^'b/OKeHMe aa ocnrypneaHe Ha 
aaeTH b npeACTaBMTencTBa b HyMÖMHa 

(1) Ako rpa>KflaHMH na eflna ox floroBapyiLUMxe ce cxpaHM 
ö-bfle aaex ox xaaM fl^bp^Kaea m^m ox nnen mjim cny>KMxeji na 
npeflcxaBMxencxBO na xaaM floroBapnina ce cxpana na xepMxo- 
pMHxa Ha flpyraxa floroBapama ce cxpana, no BpeMe na xpyflo- 
Boxo npaBooxHOLueHMe aa aafl'bnx<eHMexo aa ocMrypHBane ca 
BajiMflHM npaBHMxe paanope^öM Ha n-bpeaxa floroBapaiAa ce 
cxpana, Bce eflHO, ne xom e aaex xaM. 

(2) Ako oamh ox noconenMxe b auMHeyi 1 paöoxetuM npeflM 
nananoxo na xpyAOBoxo My npaBooxHOiueHMe e npeöMBaBan 
oöMHaMHO B A'bp>KaBaxa na xpyAOBOxo npaBooxHOiueHMe, xom 
ivio>Ke B cpoK ox Luecx Meceua ox Hananoxo Ha xpyAOBoxo npa- 
BooxHOiueHMe Aa Maöepe npn/iaranexo na npaBHMxe paanopeA- 
6 m Ha Atp^KaBaxa na xpyAOBoxo npaBooxHOLuenMe no 
oxHOLueHMe Ha aaAbnx^eHMexo aa ocnrypHBane. Maöop-bx xpyiö- 
Ba Aa 6-bAa AeKJiapMpan npeA paöoxoAaxenn. HaöpanMxe npa- 
BHM paanopeAÖM ca Ba/iMAHM ox Aenn na AaK/iapauMHxa. 

(3) Ako npeAcxaBMxencxBOXo na eAHa ox AoroBapniAMxe ce 
cxpaHM HaaHaHM jiMqa, aa komxo ca eanMAHM npaBHMxe paano- 
peAÖM Ha Apyraxa AoroeapyiLAa ce cxpana, npeAcxaBMxencxBo- 
xo xpnöBa Aa cnaaea aaA'bJi^KeHMHxa, komxo MMa mocxhmhx 
paöoxoAaxen cbrnacHo noconenMxe npaBHM paanopeAÖM. 

Hnen 11 

MsKniOHeHHfl ot paanopeAÖHTe 
aa saA'bJDKeHMeTo aa ocHrypnBaHe 

rio MCKaHe Ha paöoxeiAMH m na paöoxoAaxenn mjim no MCKane 
Ha APyrM jiMua (nnen 9) KOivinexeHXHMxe opraHM na Aoro- 
BapHLAMxe ce cxpaHM mjim noconeHMxe ox xnx cjiy>K6M Morax Aa 
ce oxKnoHHX no BaaMMHO cbrnacMe ox paanopeAÖMxe Ha xaaM 
CnoroABa oxhocho aaAbn^KeHMexo aa ocMrypaBaHe c npeA- 
nocxaBKaxa aacemaxoxo jiMue Aa ocxane noAßJiacxHo m^m Aa 
cxaHe noABnacxHO Ha npaBHMxe paanopeAÖM Ha eAHa ox Aoro- 
BapHLAMxe ce cxpaHM. B xoaM cnynaM xpyiöBa Aa ö-bAax BaexM 
npeABMA HaHMH-bx m oöcxonxencxBaxa Ha naanaHeHMexo. 


MacT II 

OcodeHM pasnope/DldM 

r naea 1 

Ockiryp^BaHe npM xpyflOBa anononyKa 

Hnen 12 

SaHHTane na Tpy^oBH anononyKH 
(npocpecMOHanHH aaöo/iBBaHHH) 

(1) Ako npaBHMxe paanopeAÖM Ha eAHa ox AoroBapniAMxe ce 
cxpaHM npeABM>KAax npM npeueHKaxa Ha cxenenxa na 
HaMajiBBanexo na xpyAOcnocoöHOcxxa mjim npM ycxaHOBBBaHe- 
xo Ha npexenuMMxe aa nnaiAaHMn BcneAcxBMe xpyAOBa anono- 
jiyKa (npo4)ecMOHajiHo aaöojiBBane) no cMMCbna na xeaM npaB- 
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sind, so gilt dies auch für die unter die Rechtsvorschriften des 
anderen Vertragsstaats fallenden Arbeitsunfälle (Berufskrank- 
heiten), als ob sie unter die Rechtsvorschriften des ersten Ver- 
tragsstaats gefallen wären. Den zu berücksichtigenden Arbeits- 
unfällen stehen solche gleich, die nach anderen Vorschriften als 
Unfälle oder andere Entschädigungsfälle zu berücksichtigen 
sind. 


(2) Der zur Entschädigung des eingetretenen Versicherungs- 
falls zuständige Träger setzt seine Leistung nach dem Grad der 
durch den Arbeitsunfall (Berufskrankheit) eingetretenen Minde- 
rung der Erwerbsfähigkeit fest, den er nach den für ihn geltenden 
Rechtsvorschriften zu berücksichtigen hat. 


Artikel 13 
Berücksichtigung 

gesundheitsgefährdender Beschäftigungen 

(1) Für den Leistungsanspruch aufgrund einer Berufskrankheit 
berücksichtigt der Träger eines Vertragsstaats auch Beschäfti- 
gungen, die bei Anwendung der Rechtsvorschriften des anderen 
Vertragsstaats ausgeübt wurden und ihrer Art nach geeignet 
waren, diese Krankheit zu verursachen (gesundheitsgefährdende 
Beschäftigung). Besteht dabei nach den .Rechtsvorschriften bei- 
der Vertragsstaaten ein Leistungsanspruch, so werden die Sach- 
leistungen und die Geldleistungen mit Ausnahme der Rente nur 
nach den Rechtsvorschriften des Vertragsstaats erbracht, in des- 
sen Hoheitsgebiet sich die berechtigte Person gewöhnlich auf- 
hält. Besteht nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats 
Anspruch auf Rente, so hat der Träger nur den Teil zu erbringen, 
der dem Verhältnis der Dauer der gesundheitsgefährdenden 
Beschäftigung bei Anwendung der Rechtsvorschriften des eige- 
nen Vertragsstaats zur Dauer der gesundheitsgefährdenden 
Beschäftigung bei Anwendung der Rechtsvorschriften beider 
Vertragsstaaten entspricht. 


(2) Absatz 1 gilt auch für die Neufeststellung des Leistungs- 
anspruchs aufgrund einer Verschlimmerung der Berufskrankheit. 
Beruht dies auf einer erneuten gesundheitsgefährdenden 
Beschäftigung, besteht Anspruch auf Rente für die Verschlimme- 
rung nur nach den Rechtsvorschriften des Vertragsstaats, unter 
dessen Rechtsvorschriften diese Beschäftigung ausgeübt 
wurde. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Leistungen an Hin- 
terbliebene. 

Kapitel 2 

Rentenversicherung 

Artikel 14 

Zusammenrechnung von 
Versicherungszeiten und Rentenberechnung 

(1) Für den Leistungsanspruch nach den anzuwendenden 
Rechtsvorschriften werden auch die Versicherungszeiten 
berücksichtigt, die für einen Leistungsanspruch nach den 
Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaats anrechenbar sind 
und nicht auf dieselbe Zeit entfallen. Das Ausmaß der zu berück- 
sichtigenden Versicherungszeiten richtet sich nach den Rechts- 
vorschriften des Vertragsstaats, nach denen sie zurückgelegt 
worden sind. 

(2) Setzt der Anspruch auf Leistungen bestimmte Versiche- 
rungszeiten voraus, werden dafür nur vergleichbare Versiche- 


HM pasnopeAön Aa ötAar Bsern npeAßHA ApyrM rpyAOBn sno- 
nonyKM (npoct)ecMOHanHM saöojiBBaHUB), to tobb Ba>KM m sa rpy- 
AOBMie snononyKM (npocjDecnoHanHH saöojiBBaHMB), komto 
noAne>KaT na npaBHure pashopeAÖM Ha Apyrara AoroBapaiAa 
ce CTpana, Bce eAHO, ne le ca noA/ie>KajiM Ha npaBHkire pasno- 
peAöM Ha n-bpBaia AoroaapBiAa ce cipana. PaBHonociaBeHM na 
TpyAOBMie snononyKM ca resM, komto ipnöBa Aa ötAaT BseiM 
npeABMA Karo snononyKM MnM AprM cnynaM, noAne>KaiAM Ha 
oöesiAeieHMe, cbrnacHo ApyrM pasnopeAöM. 

(2) HocMTennT Ha ocMrypoBKaia, KOMneieHTen sa oöesiAe- 
leHMeTo npM B-bSHMKnanMn cnynaM - npeAMei na ocMrypnBane, 
onpeAenn cbomto nnau^aHMn b saBMCMMoci ot creneHia na ß-bs- 
HMKHanoTo BcneACTBMe ipyAOBaia snononyKa (npO(t>ecMOHan- 
HO saöonnBane) HaManneane na TpyAocnocoÖHOCTia, kobto 
TOM TpnöBa Aa Bseivie npeABMA cbrnacHO BanMAHMTe sa Hero 
npaBHM pasnopeAÖM. 

Hneu 13 

SaHMTaHe Ha Tpyjqoea 

jqeMHOCT B-bB Bpe^HH sa sflpaBeTO ycnoBHR 

(1) 3a npeTeHMMMje sa nnaiAaHMn nopaAM npocjDecMOHanHO 
saöonneaHe HocMTennT Ha ocMrypoBKaTa na eAHa ot Aoro- 
BapniAMTe ce CTpanM Bseiv/ia npeABMA m TaKaea TpyAOBa abh- 
HOCT, KonTO e öMna MsebpLUBaHa npM npMnarane Ha npaBHMTe 
pasnopeAÖM na ApyraTa AoroBapniAa ce CTpana m kobto no 
CBon xapaKTep e öMna b cbCTonHMe Aa npeAMSBMKa Toa 
saöonnBane (TpyAOBa abhhoct btdB bpbahm sa SApaaeTO ycno- 
BMn). Ako npM TOBa cbu^ecTByBaT npeTenuMM sa nnau^aHMn 
cbrnacHo npaBHMTe pasnopeAöM Ha AßeTe AoroeapniAM ce 
CTpaHM, MBTepManHMTe nnaiAanMn m napMHHMTe nnamaHMn 
ocBeH nencMnTa ce OTnycKaT caMo cbrnacHO npaBHMTe pasno- 
peAöM Ha AoroBapnmaTa ce CTpana, na hmbto TepMTOpMn 
oöMHBMHO npeöMBaea npaBOMiviaaioTO nnue. Ako cbrnacHO npa- 
BHMTe pasnopeAöM Ha eAHa ot AoroBapnmMTe ce cTpaHM 
cbLAecTByBaT npeTenuMM sa nencMn, HOCMTennT na ocMrypoBKa- 
Ta TpnöBa Aa OTnycne caivio ohbsm hbct, kobto cbOTBeTCTBa na 
cbOTHomeHMeTo na BpeivieTpaeHeTO na MsebpiuBaHaTä npM 
npMnarane na npaBHMTe nasnopeAÖM Ha coöcTBenaTa Aoro- 
eapniAa ce cTpana TpyAOBa abhhoct b-bb BpeAHM sa SApaaeTO 
ycnoBMB K-bM BpeivieTpaeHeTO na TpyAoeaTa abhhoct bbb BpeA- 
HM sa SApaBeTo ycnoBMn npM npMnarane na npaBHMTe pasno- 
peAöM Ha ABeTe AoroBapnujM ce cTpaHM. 

(2) AnMHen 1 bbjkm m sa hobo onpeAennne na npeTenuMMTe sa 
nnaiAane nopaAM BnomaBaHe Ha npoc^DecMonannoTO saöonnaa- 
He. Ako tobb ce AtnjKM na B-bsoöHOBena TpyAOBa abhhoct b^b 
B peAHM sa SApaBeTO ycnoBMn, npeTeHUMMTe sa neHCMn sa 
BnoLuaBBHeTO c-boiecTByBBT caMo cbrnacHO npaBHMTe pasno- 
peAöM Ha TBSM AoroBBpnma ce cTpana, noA hmmto npaBHM pas- 
nopeAöM e ÖMna MSB-bpineaHa tbsm TpyAOBa aomhoct. 

(3) AnMHeMTe 1 m 2 ca BanMAHM m sa nnaiAaHMn hb HacneAHM- 

UM. 


fnaBa 2 

rieHCMOHHo ocMrypflBaHe 

HneH 14 

CyMHpaHe Ha ocHrypeno 
BpeMe H MSHMcnflsaHe Ha nencMM 

(1) 3a npeTBHUMMTe sa nnaiAaHMn cbrnacHO npMnoKMiviMTe 
npaBHM pasnopeAöM ce Bseivia npeABMA h tobb ocMrypeHO 
BpeMe, KoeTQ MO>Ke Aa ötAe npMSHBTo sa npeTeHUMM sa nna- 
lABHMB cbrnacHo npaBHMTe pasnopeAöM hb ApyraTa Aoro- 
BBpBLAa ce CTpana m kobto ne ce othbcb sa cbiAMn nepMOA- 
PasMep-bT na BseTOTO npeABMA ocMrypeHo BpeMe ce Cboöpa- 
snBB c npaBHMTe pasnopeAöM hb AoroBapniABTa ce CTpana, 
cbrnacHo komto to e npMAOÖMTO. 

(2) Ako npeTOHUMMTe sa nnaiAaHMn npeAnocTaenT onpeAe- 
neno ocMrypeHO BpeMe, sa tobb ce BseMa npeABMA cbmo cpaB- 
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rungszeiten nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertrags- 
staats berücksichtigt. 

(3) Die Berechnung der Rente richtet sich nach den anzuwen- 
denden Rechtsvorschriften des jeweiligen Vertragsstaats, soweit 
in diesem Abkommen nichts anderes bestimmt ist. 


Artikel 15 

Besonderheiten für den deutschen Träger 

(1) Grundlage für die Ermittlung persönlicher Entgeltpunkte 
sind die Entgeltpunkte, die sich nach den deutschen Rechtsvor- 
schriften ergeben. 

(2) Die Bestimmung über die Zusammenrechnung von Ver- 
sicherungszeiten (Artikel 14 Absatz 1) gilt entsprechend für Lei- 
stungen, deren Erbringung im Ermessen eines Trägers liegt. 

(3) Setzt der Anspruch auf Leistungen nach den deutschen 
Rechtsvorschriften voraus, daß bestimmte Versicherungszeiten 
innerhalb eines bestimmten Zeitraums zurückgelegt worden 
sind, und sehen die Rechtsvorschriften ferner vor, daß sich die- 
ser Zeitraum durch bestimmte Tatbestände oder Versicherungs- 
zeiten verlängert, so werden für die Verlängerung auch Verstche- 
rungszeiten nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertrags- 
staats oder vergleichbare Tatbestände im anderen Vertragsstaat 
berücksichtigt. Vergleichbare Tatbestände sind Zeiten, in denen 
Invaliditäts- oder Altersrenten oder Leistungen wegen Krankheit, 
Arbeitslosigkeit oder Arbeitsunfällen (mit Ausnahme von Renten) 
nach den Rechtsvorschriften der Republik Bulgarien gezahlt wur- 
den und Zeiten der Kindererziehung in der Republik Bulgarien. 

(4) Die nach der Bestimmung über die Zusammenrechnung 

der Versicherungszeiten (Artikel 14 Absatz 1) zu berücksichtigen- 
den Versicherungszeiten werden nur im tatsächlichen zeitlichen 
Ausmaß berücksichtigt. ^ 

Artikel 16 

Besonderheiten für den bulgarischen Träger 

(1) Besteht Anspruch auf Rente nach den bulgarischen 
Rechtsvorschriften allein unter Berücksichtigung von Versiche- 
rungszeiten nach den deutschen Rechtsvorschriften (Artikel 14 
Absatz 1), wird die Rente allein nach den innerstaatlichen bulga- 
rischen Rechtsvorschriften aufgrund der nach diesen zu berück- 
sichtigenden Versicherungszeiten berechnet. Wenn Versiche- 
rungszeiten in Bulgarien zurückgelegt sind, die keinen Rentenan- 
spruch begründen, so wird die Rente anteilig im Verhältnis zu 
den gemäß den bulgarischen Rechtsvorschriften erforderlichen 
Versicherungszeiten berechnet. 

(2) Bei Anspruch auf Invaliditätsrente wird eine Versicherungs- 
zeit nach den deutschen Rechtsvorschriften in bezug auf die Vor- 
aussetzungen für die Gewährung der Rente einer Versicherungs- 
zeit nach den bulgarischen Rechtsvorschriften gleichgestellt. 

Teil III 

Verschiedene Bestimmungen 

Kapitel 1 

Amts- und Rechtshilfe 

Artikel 17 

Amts- und Rechtshilfe 
und ärztliche Untersuchungen 

(1) Die Träger, Verbände von Trägern und Behörden der Ver- 
tragsstaaten leisten einander bei Durchführung der vom sach- 
lichen Geltungsbereich dieses Abkommens (Artikel 2 Absatz 1) 
erfaßten Rechtsvorschriften und dieses Abkommens gegensei- 
tige Hilfe, als wendeten sie die für sie geltenden Rechtsvorschrif- 


HMMO ocMrypeHo epeivie cbrnacHO npasHMTe pasnopeflöM na 
flpyraia floroBapsLqa ce CTpana. 

(3) HsHMC/iJiBaHeTO Ha neHCMFua ce cboöpasHBa c 
npMnoKMMMTe npaBHM pasnopeAÖM na c-bOTBeTHaia floro- 
Bapsuna ce cipaHa, ocBen aKO b lasM Cnoroflöa e yiB-bpAeHO 
Apyro. 

HneH 15 

OcoöeHocTM 3a repiviaHCKHfl HocHTen Ha ocHrypoBKara 

(1) OcHOBaia sa MSHMcnsBaHeio Ha jiMHHMie nAaTe>KHM 
TOHKM ca TesM njiaTe>KHM tohkm, komto npoMSTHHai OT repiviaHC- 
KMTe npaBHM pasnopeAÖM. 

(2) PasnopeAÖaia sa cyiviMpaHeTO Ha ocMrypenoTo Bpeivie 
(HAen 14, anMHes 1) Ba>KM cbOTBeiHO sa nnamaHMATa, hmsto 
oTnycKane e no npeueHKa na eAMHMH HOCMTen na ocMrypoBKaia. 

(3 ) Ako npeieHAMMTe sa nnamaHMA cbrnacHO repMancKMie 
npaBHM pasnopeAÖM npeAnociaBHT Aa e npMAoÖMTo onpeAe- 
neHo ocMrypeHO Bpeivie b paiviKMie Ha onpeAeneH nepMOA ot 
B peivie M aKo ocBeH TOBa npaBHMTe pasnopeAÖM npeABM>KAaT 
TOSM nepMOA Aa ce yA‘bA>KaBa Hpes onpeAeneHM oöcTOHTencT- 
Ba MJiM ocMrypeHo Bpeivie, aa yA'bA>KaBaHeTo ce Bseivia npeABMA 
M ocMrypeHOTO Bpeivie cbrnacHO npaBHMTe pasnopeAÖM Ha Apy- 
raia Aoroeapnuna ce cipaHa mam cpaBHMMM oöcTOATeACTBa b 
A pyraia AoroBapAuna ce cTpaHa. CpaBHMMM oöcTOAieACTBa ca 
cpoKOBe, npea komto caÖMAM MsnAaiAaHM neHCMM npM MHBaAMA- 
HOCT MAM CTapOCT MAM AAaiHaHMA nopaAM ÖOAeCT, ÖeapaÖOTMUa 
MAM TpyAOBM SAonoAyKM (ocBeH neHCMM) cnopeA npaBHMTe paa- 
nopeAÖM Ha PenyÖAMKa B-bArapMA, KaKTo m cpoKOBe aa 
0TrAe>KAaHe na Aeie b PenyÖAMKa B-bArapMA. 

(4) OcMpypeHOTO BpeMe, KoeTO Tpnöea Aa ö^a© BseTo npeA- 
BMA cbPAacHo pasnopeAÖaTa aa cyMMpaneTo Ha ocMrypenoTo 
BpeMe (HAeH 14, aAMHen 1), ce BseMa npeABMA caMo b abmct- 
BMTeAHaTa cm npOA^bAMMTeAHOCT. 

HneH 16 

OcoöeHocTH 3a öianrapcKKn HOCHTen na ocHrypoBKara 

(1 ) Ako cbLLiecTByBa npeTOHUMA sa neHCMA cbrnacHo ö-bArap- 
CKMTe npaBHM pasnopeAÖM m npM ycnoBMe, ne ce BseMa npeA- 
BMA ocMrypeHoTo BpeMe, npMAoÖMTo b T epMaHMA (habh 14 , sam- 
HeA 1), TO neHCMATa ce mshmcaabs MSKAiOHMTeAHO no ö-bArap- 
CKMTe npaBHM pasnopeAÖM sa ocMrypeHOTo BpeMe, npMAoÖMTo b 
B- bArapMA. Ako ocMrypeHOTo BpeMe, npMAOÖMTo b B-bnrapMA, e 
HeAocTaT'bHHo aa npasoTo Ha neHCMA, pasMeptT na nencMATa 
ce MSHMCAABa HaCTMHHO nponOpUMOHaAHO OT MSMCKBaiAOTO ce 
sa TOBa npaBo ocMrypeno BpeMe, c^brnacHo ö'bArapcKMTe npaB- 
HM pasnopeAÖM. 

(2 ) Ako cbu^ecTeysa npeTeHUMA aa neHCMA no mmbsamahoct, 
ocMpypeHOTo BpeMe c-brnacHO HeMCKMTe npaBHM pasnopeAÖM e 
paBHonocTaeeHo Ha ötArapcKOTo ocMrypeno BpeMe b^b Bp-bs- 
Ka c npeAnocTaBKMTe aa OTnycKane na neHCMA no B-bArapcKMTe 
npaBHM pasnopeAÖM. 


HacT III 

PasHM pasnopeAÖM 

fjiaBal 

Me>KflyBeAOMCTBeHa noMoii^ m npaBHa noMoi^ 

HneH 17 

MeMAyBeACMCTBena h npaBHa 
noMou^ H neKapcKH nperneAH 

(1) HocMTeAMTe Ha ocMrypoBKaTa, CApy>KeHMA Ha HocMTeAM 
Ha ocMrypOBKa m A'bp>KaBHM cAy>KÖM Ha AoroBapnuiMTe ce CTpa- 
HM CM oKasBaT BsaMMHa noMOLA npM npMAaraHeTo Ha oöxBaTa na 
AePicTBMe na TasM CnoroAÖa (habh 2, aAMHen 1), Bce baho, He 
npMAaraT BaAMAHMTe aa tax npaBHM pasnopeAÖM. HoMOLMTa e 
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ten an. Die Hilfe ist kostenlos. Barauslagen mit Ausnahme der 
Portokosten werden jedoch erstattet. 

(2) Für die gegenseitige Amts- und Rechtshilfe von Gerichten 
der Vertragsstaaten gilt Absatz 1 entsprechend. 

(3) Absatz 1 Satz 1 gilt auch für ärztliche Untersuchungen im 
Rahmen der Rentenversicherung sowie bei Arbeitsunfällen und . 
Berufskrankheiten. Die Kosten für die Untersuchungen, die 
Reisekosten, der Verdienstausfall, die Kosten für Unterbringung 
zu Beobachtungszwecken und sonstige Barauslagen mit Aus- 
nahme der Portokosten sind von der ersuchenden Stelle zu 
erstatten. Die Kosten werden nicht erstattet, wenn die ärztliche 
Untersuchung im Interesse der zuständigen Träger beider Ver- 
tragsstaaten liegt. 


Artikel 18 
Anerkennung 

vollstreckbarer Entscheidungen und Urkunden 

(1) Die vollstreckbaren Entscheidungen der Gerichte sowie die 
vollstreckbaren Urkunden der Träger oder der Behörden eines 
Vertragsstaats über Beiträge und sonstige Forderungen aus der 
Sozialversicherung werden im anderen Vertragsstaat anerkannt. 

(2) Die Anerkennung darf nur versagt werden, wenn sie der 
öffentlichen Ordnung (ordre public) des Vertragsstaats wider- 
spricht, in dem die Entscheidung oder die Urkunde anerkannt 
werden soll. 

(3) Die nach Absatz 1 anerkannten vollstreckbaren Entschei- 
dungen und Urkunden werden im anderen Vertragsstaat voll- 
streckt. Das Vollstreckungsverfahren richtet sich nach den 
Rechtsvorschriften, die in dem Vertragsstaat, in dessen Hoheits- 
gebiet vollstreckt werden soll, für die Vollstreckung der in diesem 
Staat erlassenen entsprechenden Entscheidungen und Urkun- 
den gelten. Die Ausfertigung der Entscheidung oder der Urkunde 
muß mit der Bestätigung ihrer Vollstreckbarkeit (Vollstreckungs- 
klausel) versehen sein. 

(4) Forderungen von Trägern im Hoheitsgebiet eines Vertrags- 
staats aus Beitragsrückständen haben bei der Zwangsvoll- 
streckung sowie im Konkurs- und Vergleichsverfahren im 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats die gleichen Vorrech- 
te wie entsprechende Forderungen im Hoheitsgebiet dieses Ver- 
tragsstaats. 

Artikel 19 

Schadensersatzansprüche des Trägers gegen Dritte 

(1) Hat eine Person, die nach den Rechtsvorschriften eines 
Vertragsstaats Leistungen für einen Schaden zu erhalten hat, der 
im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats eingetreten ist, 
nach dessen Vorschriften gegen einen Dritten Anspruch auf 
Ersatz des Schadens, so geht der Ersatzanspruch auf den Träger 
des ersten Vertragsstaats nach den für ihn geltenden Rechtsvor- 
schriften über; der andere Vertragsstaat erkennt diesen Über- 
gang an. 

(2) Hat der Träger eines Vertragsstaats nach dessen Rechts- 
vorschriften gegen einen Dritten einen ursprünglichen Ersatzan- 
spruch, so erkennt der andere Vertragsstaat dies an. 

(3) Stehen Ersatzansprüche hinsichtlich gleichartiger Leistun- 
gen aus demselben Schadensfall sowohl einem Träger des einen 
Vertragsstaats als auch einem Träger des anderen Vertrags- 
staats zu, so macht der Träger des einen Vertragsstaats auf 
Antrag des Trägers des anderen Vertragsstaats auch dessen 
Ersatzanspruch geltend. Der Dritte kann die Ansprüche der bei- 
den Träger mit befreiender Wirkung durch Zahlung an den einen 
oder anderen Träger befriedigen. Im Innenverhältnis sind die Trä- 
ger anteilig im Verhältnis der von ihnen zu erbringenden Leistun- 


öesB'bSMesAHa. FlnaTeHMTe pasHOCKn ce BbscTaHOBBBai c 
MSKjiiOHeHMe Ha nouteHCKMie laKCM. 

(2) AnMHeB 1 Ba>KM cTsOTBeiHO sa BsaMMHaia Me>KflyBe- 
flOMCTBeHa M npaBHa noMOiA na c-bAM/iMiAaia Ha AoroBapBiAM- 
Te ce CTpaHM. 

(3) A/iMHeB 1 , MspeneHMe 1 Ba>KM c-biAO laKa m sa neKapCKM 
nperneAM b paiviKHxe na nencMOHHoro ocMrypj^Bane, KaKTO m npM 
xpyAOBM snononyKM m npocpecMonariHM saöoriBBaHMB. PasHO- 
CKMie sa nperneAMie, n'bXHMTe pasHOCKM, nenonyneHMxe aoxo- 
AM, pasxoAMxe no HacxaHBBanexo c uen HaönKSAeHMe m APyrM 
pasxoAM, nnaxeHM b öpoM, oceen noiuencKMxe xaxcM, xpBöea ab 
ö'bABT B’bscxaHOBeHM ox MOJieiAaxa cny>K6a. PasxoAMxe ne ce 
B-bscxaHOBBBax, aKo neKapCKMBX nperneA e b MHxepec na kom- 
nexenxHMxe HOCMxenM na ocMrypoBKaxa ox Aßexe AoroBapBiAM 
ce cxpaHM. 

HneH 18 
npHSHaeaHe Ha 

HSn-bllHHMH peujeHHfl H AOKyMeHTH 

(1) Bnes/iMxe b CMjia peiueHMB na cbAnnMLAaxa, xaxxo m 
M sn'briHMMMxe AOxyivieHXM na HOCMxenMxe na ocMrypoBKaxa mam 
H a BnacxMxe na eAHa ox AoroBapBiAMxe ce cxpanM oxhocho bho- 
CKM 14 ApyrM BseMaHMB ox couMannoxo ocMrypBBane ce npMsna- 
Bax B Apyraxa AoroBapBiua ce cxpana. 

(2) FIpHSHaBanexo MO>Ke ab ö'bA© oxKasano caivio b criynaM, 
ne xo npoxMBOpeHM na oÖLuecxBeHMB peA (ordre public) na Aoro- 
Bap^maxa ce cxpana, b kobxo xpBÖBa ab ö-bAe npMsnaxo 
peujeHMexo mam AOKyivienx-bx. 

(3) npMsnaxMxe c-brAacHO aAMHeA 1 msatsAhmmm peLueHMA m 
AOKyMeHXM ce Hsn^bAHABax b Apyraxa AoroBapALua ce cxpana. 
ripoueAypBxa no nsn^bAHeHMexo ce c'boöpasABa c npaBHMxe 
pasnopeAÖM, komxo ca BaAMAHM b AoroBapAiuaxa ce cxpana, na 
HMAXO XepMXOpMA XpAÖBa AB ÖTsA© MSB’bpUJeHO MSA-bAHeHkieXO, 
sa Hsn-bAHeHkiexo na MSABABHMxe b xasM A'bp>KaBa c-boxBexHM 
pemeHMA m AOKyMenxM. EKseMnAAp-bx na pemeHMexo mam Aoxy- 
Menxa xpAöaa ab hoch noxB‘bp>KAeHMe na neroBaxa Msn'bAHM- 
Mocx (KAaysa sa Msn-bAHMMOcx). 

(4) npM npMHyAMxeAHoxo Msn-bAHenMe, xaxxo m npM Ae^Bxa 
sa HecbcxoAxeAHocx m noMMpeHMe, BseMaHMAxa na HocMxeAMxe 
na ocMrypoBKaxa na xepnxopMAxa na eAHa ox AoroeapAiAUxe ce 
cxpaHM ox HeMsnaAaxeHM bhockm MMax cbsiunxe npeAMMCxea, 
KaKxo M c’boxBexHMxe BseMaHMA na xepnxopMAxa na xasM Aoro- 
BapALua ce cxpana. 

HneH 1 9 

npejeHi^MM sa oöesu^eTeHHe k-bm TpexM nni^a 

(1 ) Ako ababho AMue, Koexo CBrAacHO npaBHMxe pasnopeAÖM 
Ha eAHa ox AoroeapAiAMxe e cxpaHM xpAöea ab nonynM nnaiua- 
HMA sa LAexM, KOMXO ca BBSHMKHaAM Ha xepMxopMAxa Ha Apyra- . 
xa AoroBapALua ce cxpana, MMa npexenuMM kbm xpexo AMue sa 
LuexMxe c-bfAacHo neMHMxe pasnopeAÖM, xo npexeHUMMxe sa 
oöesLAexeHMe npeMMHaeax Ha hocmxoaa na ocMrypoBxaxa ox 
n-bpeaxa AoroeapALua ce cxpana c^rAacHO BaAMAHMxe sa nero 
npaBHM pasnopeAÖM; Apyraxa AoroeapAiua ce cxpana npMSHaea 
xoBa npeMMHaBane. 

(2) Ako hocmxoaax na ocMrypoBKaxa na eAHa ox AoroBapAu4M- 
xe ce cxpaHM c-brnacHO HeMHMxe npaBHM pasnopeAÖM Mivia n-bp- 
BonanaAHM npexeHUMM kbm xpexo AMue sa oöesiuexeHMe, xo 
Apyraxa AoroaapALua ce cxpana npMSHaaa xoBa. 

(3 ) Ako npexenuMM sa oöesLuexenMe no oxHomenMe na 
eAHopoAHM nnaiuaHMA ox cBiAaxa Luexa ce nonarax KaKxo na 
HOCMxen na ocMrypoBKaxa ox eAHaxa AoroBapAiAa ce ^ana, 
xaKa M Ha nocMxen Ha ocMrypoBKaxa ox Apyraxa AoroBapAiAa ce 
cxpana, xo hocmxbaax na ocMrypoBKaxa ox eAHaxa AoroeapAiAa 
ce cxpana npeAABABa no MCKane na HOCMxeAA na ocMrypoBKaxa 
ox Apyraxa AoroeapAiAa ce cxpana m neroBMxe npexenuMM sa 
oöesLuexeHMe. Tpexoxo AMue MO)Ke ab noracM npexenuMMxe na 
ABaiviaxa HOCMxeAM na ocMrypoBKMxe c ocBoöoKAaBaiAO abhcx- 
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gen ausgleichspflichtig. 


(4) Soweit der Schadensersatzanspruch einer Person den 
Anspruch auf Ersatz von Beiträgen zur Sozialversicherung 
umfaßt, geht auch dieser Ersatzanspruch auf den Leistungsträ- 
ger des ersten Vertragsstaats nach den für ihn geltenden Rechts- 
vorschriften über. 

Artikel 20 

Gebühren und Legalisation 

(1) Die nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats vor- 
gesehene Befreiung oder Ermäßigung von Steuern oder Verwal- 
tungsgebühren einschließlich Konsulargebühren sowie die 
Erstattung von Auslagen für Schriftstücke oder Urkunden, die in 
Anwendung dieser Rechtsvorschriften vorzulegen sind, erstreckt 
sich auch auf die entsprechenden Schriftstücke und Urkunden, 
die in Anwendung dieses Abkommens oder der vom sachlichen 
Geltungsbereich dieses Abkommens erfaßten Rechtsvorschrif- 
ten des anderen Vertragsstaats (Artikel 2 Absatz 1) vorzulegen 
sind. 

(2) Urkunden, die in Anwendung dieses Abkommens oder der 
vom sachlichen Geltungsbereich dieses Abkommens erfaßten 
Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats (Artikel 2 Absatz 1) vor- 
zulegen sind, bedürfen zur Verwendung gegenüber Stellen des 
anderen Vertragsstaats keiner Legalisation oder einer anderen 
ähnlichen Förmlichkeit. 

Artikel 21 

Zustellung und Verkehrssprachen 

(1) Die Träger, Verbände von Trägem, Behörden und Gerichte 
der Vertragsstaaten können bei der Durchführung dieses 
Abkommens und der vom sachlichen Geltungsbereich dieses 
Abkommens erfaßten Rechtsvorschriften (Artikel 2 Absatz 1) 
unmittelbar miteinander und mit den beteiligten Personen und 
deren Vertretern in ihren Amtssprachen verkehren. Rechtsvor- 
schriften über die Zuziehung von Dolmetschern bleiben 
unberührt. Urteile, Gerichtsbeschlüsse, Bescheide oder sonstige 
Schriftstücke können einer Person, die sich im Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaats aufhält, unmittelbar durch eingeschrie- 
benen Brief mit Rückschein zugestellt werden. Satz 3 gilt auch 
für Urteile, Bescheide und andere zustellungsbedürftige Schrift- 
stücke, die bei der Durchführung des deutschen Gesetzes über 
die Versorgung der Opfer des Krieges und derjenigen Gesetze, 
die dieses für entsprechend anwendbar erklären, erlassen wer- 
den. 

(2) Die Träger, Verbände von Trägern, Behörden und Gerichte 
der Vertragsstaaten dürfen Eingaben und Urkunden nicht 
zurückweisen, weil sie in der Amtssprache des anderen Ver- 
trags;staats abgefaßt sind. 


Artikel 22 

Gleichstellung von Anträgen 

(1) Ist der Antrag auf eine Leistung nach den Rechtsvorschrif- 
ten eines Vertragsstaats bei einer Stelle im anderen Vertragsstaat 
gestellt worden, die für die Annahme des Antrags auf eine ent- 
sprechende Leistung nach den für sie geltenden Rechtsvor- 
schriften zugelassen ist, so gilt der Antrag als bei dem zuständi- 
gen Tilger gestellt. Dies gilt für sonstige Anträge sowie für 
Erkläftngen und Rechtsbehelfe entsprechend. 

(2) Die Anträge, Erklärungen und Rechtsbehelfe sind von der 
Stelle des einen Vertragsstaats, bei der sie eingereicht worden 
sind, unverzüglich an die zuständige Stelle des anderen Ver- 
tragsstaats weiterzuleiten. 


BMe npes hnai^aHe na eAHHnyi flpyrnfi HOCMjen na ocMrypo- 
BKaia. BtdB BisTpeiiiHMTe cm BaaMMOOTHomeHMH HOCMTejiMie na 
ocMrypoBKMTe ca fln‘b>KHM fla cm KOMneHCMpai peuMnpoHHO Bse- 
MaHMflTa c-bOTBeiHO chc cbOTHOLueHMeTO Ha OTnycKaHMie ot 
T^x nnau4aHMfi. 

(4) Ako npeieHUMMTe Ha flafleno riMue aa oöesLqeTeHMe 
oöxBaLqaT npeieHUMM sa B-bsciaHOBfiBaHe na nnaieHM bhockm 
sa couMajiHOTO ocMrypHBane, to m tbsm npeienuMM npeMMHaBai 
ktdM Msn-briHMTenfi na nnaiAaHMfua ot n-bpaaia floroBapyiiAa ce 
CTpana cbrnacHo BanMflHMie aa nero npaBHM paanopeflöM. 

HneH 20 

TaKCH H nera/iMaai^Hfl 

(1) ripeflBMAeHOTo c-brnacHO npaBHMie paanopeAÖM na eAHa 
OT AoroBapfliAMTe ce cTpaHM ocBoöoKAaBane mam naManeHMe 

Ha AaH-bUM MAM TaKCM, BKAKDHMTeAHO KOHCyACKM TaKCM M TaKCM 

aa MaAaBane na AOKyMenTM, komto ce npeACTaBAT b MantAHe- 
HMe Ha TeaM npaBHM paanopeAön, ce othbca m aa AOKyMeHTMTe, 
KOMTO TpAÖBa AB ÖtABT npeACTaBOHM B MantAHOHMe Ha TaaM 
CnoroAöa mam na oöxBanaTMTe ot npeACAa na ACMCTBMe na 
TaaM CnoroAöa npaBHM paanopeAÖM Ha ApyraTa AoroeapAma 
ce CTpana (hach 2, aAMHen 1). 

(2) 3a AOKyivieHTM, komto TpAÖBa ab ö-babt npeACTaeeHM b 
M an-bAHOHMe Ha TaaM CnoroAöa mam Ha npaBHMTe paanopeAÖM 
OT oöxBaTa Ha ACMCTBMe Ha TaaM CnoroAÖa (haoh 2, aAMHOA 1) 

Ha eAHa ot AoroBapAinMTe ce CTpaHM, ne e neoöxoAMMa nera- 
AMaauMA MAM APyra noAOÖHa cjDopMaAHOCT aa ManoAaeaHeTO mm 
npeA cAy>KÖM Ha APyraTa AoroeapAiAa ce CTpana. 

HneH 21 

AocTasflHe H e3H4H na oöiAyBane 

(1) HoCMTeAMTe Ha OCMrypOBKM, CAPy>KeHMA Ha HOCMTeAM Ha 
OCMrypOBKM, A‘bp>KaBHM CAy>K6M M CbAH-HMlAa Ha AOrOBapAlAMTe 
ce CTpaHM npM npMAaraHeTO KaKTo Ha TaaM CnoroAÖa, TaKa m Ha 
oöxBanaTMTe npaBHM paanopeAÖM (nneH 2, aAMHeA 1) MoraT Aa 
oömyBaT HenocpeACTBeHo noMe>KAy cm m cbc aacernaTMTe 
AMua M TexHMTe npeACTaBMTeAM Ha cbomtc ocJjMUMaAHM eaMi4M. 

He ce aacAraT npaBHMTe paanopeAÖM aa noAaeaHeTo Ha npeeo- 
AaHM. ripMC-bAM, CTdABÖHM peiUeHMA, MaBeCTMA M APyrM aKTOBe 
MoraT Aa öbAaT AOCTaaeHM ampbktho c npenop-bnano amcmo c 
oöpaTHa paanMCKa na amab kobto npeÖMBaea na TepMTopMATa 
Ha APyraTa AoroeapALAa ce CTpana. MapeneHMe 3 Ba>KM m aa 
MaMCKBaiAMTe AOCTaBAHe npMC-bAM, c-basöhm pemeHMA, Maee- 
CTMA M APyrM aKTOBe, KOMTO CO MBAaBBT npM npMAaraHOTO Ha 
repMancKMA Sbkoh aa MaAP'b>KKa na )KepTBMTe ot BOMHaTa m na 
OHeaM aaKOHM, komto tobm aaKOH oöababb aa c-botbotho 
npMAO>KMMM. 

(2) HoCMTOAMTe Ha OCMrypOBKM, CAPy>KeHMATa Ha HOCMTOAMTe 
Ha OCMrypOBKMTe, A‘bp>KaBHMTe CAy>K6M M CBAMAMLUaTa Ha 
AoroBapALAMTe ce cTpaHM ne MoraT Aa otxbbpaat aaABAeHMA m 
AOK yMeHTM nopaAM tobb, He je ca nanMcaHM na ocjDMAMaAHMA 
eaMK Ha ApyraTa AoroBapAiAa ce cTpana. 

HneH 22 

PaBHonocTaseHocT na MonÖHre 

(1) Ako moaöbtb aa nAaiAane cBrAacHo npaBHMTe paanopeA- 
ÖM Ha eAHa ot AoroeapAiAMTe ce ctpbhm e ömab noAaAöHa b 
HAKOA cAy>K6a B APyraTB AoroBapAiAa ce CTpana, koato cBrnac- 
Ho BBAMAHMTe OB HBA npBBHM paanopeAÖM e OTopMaMpana Aa '' 
npMBMe MOAÖBTB aa CBOTBeTHOTo nABiAane, moaöbtb ce cmatb 
aa noAaAena npM KOMneTeHTHMA hocmtba hb ocMrypoBKa. Tobb 
B a>KM cBOTBeTHO aa APyrM moaöm , kbkto m aa AeKAapaAMM m 

>KaAÖM. 

(2) CAy>KÖaTa na eAHBTa AoroBapAina ce cTpana, b koato ca 
ÖMAM nOAaABHM MOAÖMTe, ABKAapBAMMTe M >KaAÖMTe, TpAÖBB 
Aa TM npenpaTM neaaöaBHO na KOMneTeHTHBTa cAy)K6a na Apy- 
raTa AoroBapALAa ce cTpana. 
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(3) Ein Antrag auf Leistungen nach den Rechtsvorschriften des 
einen Vertragsstaats gilt auch als Antrag auf eine entsprechende 
Leistung nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertrags- 
staats. Dies gilt nicht, wenn der Antragsteller ausdrücklich bean- 
tragt, daß die Feststellung der nach den Rechtsvorschriften des 
anderen Vertragsstaats erworbenen Ansprüche auf Leistungen 
bei Alter aufgeschoben wird. 

Artikel 23 
Datenschutz 

(1) Soweit aufgrund dieses Abkommens nach Maßgabe des 
innerstaatlichen Rechts personenbezogene Daten übermittelt 
werden, gelten die nachfolgenden Bestimmungen unter Beach- 
tung der für jeden Vertragsstaat geltenden Rechtsvorschriften: 

a) Die Daten dürfen für die Durchführung dieses Abkommens 
und der Rechtsvorschriften, auf die es sich bezieht, an die 
danach im Empfängerstaat zuständigen Stellen übermittelt 
werden. Der Empfängerstaat darf sie für diese Zwecke verar- 
beiten und nutzen. Eine Weiterübermittlung im Empfänger- 
staat an andere Stellen oder die Nutzung im Empfängerstaat 
für andere Zwecke ist im Rahmen des Rechts des Empfän- 
gerstaats zulässig, wenn dies Zwecken der sozialen Siche- 
rung einschließlich damit zusammenhängender gerichtlicher 
Verfahren dient. Im übrigen darf die Weiterübermittlung an 
andere Stellen nur mit vorheriger Zustimmung der übermit- 
telnden Stelle erfolgen. 

b) Der Empfänger unterrichtet die übermittelnde Stelle auf Er- 
suchen in Einzelfällen über die Verwendung der übermittelten 
Daten und über die dadurch erzielten Ergebnisse. 

c) Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit der 
zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlichkeit und 
Verhältnismäßigkeit in bezug auf den mit der Übermittlung 
verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem jewei- 
ligen innerstaatlichen Recht geltenden Übermittlungsverbote 
zu beachten. Erweist sich, daß unrichtige Daten oder Daten, 
die nach dem Recht des übermittelnden Staats nicht über- 
mittelt werden durften, übermittelt worden sind, so ist dies 
der empfangenden Stelle unverzüglich mitzuteilen. Sie ist 
verpflichtet, die Berichtigung oder Löschung vorzunehmen. 

d) Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
übermittelten Informationen sowie über den vorgesehenen 
Verwendungszweck Auskunft zu erteilen. Im übrigen richtet 
sich das Recht des Betroffenen, über die zu seiner Person 
vorhandenen Daten Auskunft zu erhalten, nach dem inner- 
staatlichen Recht des Vertragsstaats, von dessen Stelle die 
Auskunft begehrt wird. 

e) Hat eine Stelle des einen Vertragsstaats personenbezogene 
Daten aufgrund dieses Abkommens übermittelt, kann die 
empfangende Stelle des anderen Vertragsstaats sich im Rah- 
men ihrer Haftung nach Maßgabe des nationalen Rechts 
gegenüber dem Geschädigten zu ihrer Entlastung nicht dar- 
auf berufen, daß die übermittelten Daten unrichtig gewesen 
sind. Leistet die empfangende Stelle Schadensersatz wegen 
eines Schadens, der durch die Verwendung von unrichtig 
übermittelten Daten verursacht wurde, so erstattet die über- 
mittelnde Stelle der empfangenden Stelle den Gesamtbetrag 
des geleisteten Ersatzes. 

f) Übermittelte personenbezogene Daten sind zu löschen, 
sobald sie zu dem Zweck, zu dem sie übermittelt worden 
sind, nicht mehr erforderlich sind und kein Grund zu der 
Annahme besteht, daß durch die Löschung schutzwürdige 
Interessen des Betroffenen im Bereich der sozialen Siche- 
rung beeinträchtigt werden. 

g) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich- 
tet, die Übermittlung und den Empfang von personenbezoge- 
nen Daten festzuhalten. 


(3) Monöa sa nnau^aHMyi CbrnacHO npaeHMie pasnopeflöM na 
eflHara floroBapjiLi^a ce cipaha ce CMFiia m sa CbOTeeTHO nna- 
litane CbrnacHO npaeHMie pasnopeflöM na flpyraia floro- 
eapniMa ce cipaHa. Toea ne Ba>KM, aKO MonMiersFiT noMCKa 
MspMHHo onpeflenyiHeio Ha npMfloöMiMie cbrnacHo npaeHMie 
pasnopeflöM Ha flpyraia floroeapFiLfla ce cipana npeienuMM sa 
njiaiflaHMFi npM ciapoci fla ö-bfle oinoKeno. 

HneH 23 

SaiflMTa Ha /iMHHHre ^aHMM 

(1) ^loKOflKOio BBS ocHOBa Ha lasM Cnoroflöa ce Msnpaiflai 
CBrnacHO BBipeiuHOio saKOHOflaienciBO nMHHM flaHHM, eanMfl- 
HM ca cneflHMie pasnopeflöM npM cnaseaHe Ha eanMflHMie sa 
BC?iKa floroeapnifla ce cipana npasHM pasnopeflöM: 

a) FlaHHM Morai fla öBflai CBOöLflaBaHM sa npMisaraHeio Ha 
laSM Cnoroflöa m na oöxBanaiMie oi neyi npaeHM pasnopefl- 
öM Ha cny>KöMie, komio sananpefl ca KOMneieniHM b npMe- 
Maiflaia fl-bp>KaBa. flpMeiviaiflaia fl-bp^Kaea ivio>Ke fla rM 
oöpaöoiea m Msnonsea sa lesM flenn. npeflaeaHeio mm Ha 
flpyrM cny>KÖM b npneMaiflaia fl-bp^Kaea nnn MsnonsBaneio 
MM B npneMaiflaia fl-bp^Kaea sa flpyrn flenn e flonyciMMO b 
paMKMie Ha saKOHOflaiencieoio na npneMaiflaia fl'bp>KaBa, 
aKO loea cny>KM na flennie na coflnannoio ocnrypneane, 
BKnioHMienHo CBBpsaHM c lOBa CBfleöHM flena. Hnane npe- 
flaeaneio MM,Ha flpyrn cny>KÖM e bbsmojkho caMO c npeflea- 
pMienHoio cBrnacne na npeflociaeniflaia cny>Köa. 

ö) rionyHaienni b oiflennn cnynan yeeflOMnBa no ncKane npe- 
flociaeniflaia cny>Köa sa nsnonsBaneio na npeflOCiaeeHM- 
le flaHHM M sa nocinrHainie no iosm HaMMH pesyniain. 

b) npeflociaeniflaia cny>Köa e fln-b>KHa fla BHMMaea sa npa- 
BMnHOCiia Ha npeflociaennnie flannn, KaKio m sa neoöxo- 
flMMociia M sa CBnociaBMMOCiia c nocinranaia Mpes npe- 
flociaenneio flen. Flpn loea ipnöea fla ce cnaseai eannfl- 
HMie cBrnacHo cboieeiHoio BBipeujHo saKOHOflaienciBO 
saöpaHM sa npeflociaenne na flannn. Ako ce OKa>Ke, ne ca 
önnn npeflOCiaeeHM HenpaennHM flannn nnn flaHHM, komio 
CB rnacHO saKOHOflaienciBOio Ha npeflociaeniflaia cipana 
He ca Mornn fla öBflai npeflociaeeHM, lo loea ipnöea fla 
öBfle CBOöLfleHo HesaöaBHo na npneMaiflaia cny>Köa. Tn e 
fln'b>KHa fla nonpaen nnn fla sannnn flaHHMie. 

r) rio Monöa sacernaioio nnfle ipnöea fla öBfle yeeflOMeHO 
sa npeflociaeeHMie sa Hero flaHHM, KaKio m sa npeflBMfleH- 
aia flen, sa Konio ifle ce nsnonseai. klHane npaeoio Ha 
sacernaioio nnfle fla nonynn MHc[)opMaflMn sa HannMHMie 
sa Hero flannn ce CBOöpasnea c BBipeiuHOio saKOHOfla- 
ienciBO na floroeapniflaia ce cipana, oi Konio ce ncKa 
MHcjDopMaflnnia. 

fl) Ako HnKon cny>Köa na eflnaia floroeapnifla ce cipana e npe- 
flociaenna nnnnn flannn bbs ocHoea Ha lasn Cnoroflöa, lo 
npneMaiflaia cny>Köa Ha flpyraia floroeapnifla ce cipana b 
paMKMie Ha CBonia oiroeopHoci CBrnacHo HaflMOHannoio 
saKOHOflaienciBO cnpnMO nocipaflannn ne MO>Ke c flen 
coöciBenoio cm ocBoöOKflaBaHe oi oiroBopnoci fla ce 
nosoBaea Ha lOBa, ne npeflociaeeHMie flannn ca önnn 
HenpaennHM. Ako npneMaiflaia cny>Köa nsnnain oöesifle- 
lenne nopafln ifleia, Konio e önna npeflnsBMKaHa Hpes 
MsnonseaHeio Ha nenpaennno npeflociaeeHM flaHHM, lo 
npeflociaeniflaia cny>Köa BBSCiaHOBnea Ha npneMaiflaia 
cny^Köa unnaia cyMa Ha Msnnaienoio oöesifleienne. 

e) npeflociaeeHMie nnnnn flaHHM ipnöea fla ce sannnai, iflOM 
He ca Bene HeoöxoflMMM sa flenia, sa Konio ca önnn npe- 
flociaeeHM, n nnMa ocHoeaHMe fla ce npeflnonara, ne cbc 
sannHaeaHeio mm ce HaK-bpHneai sacny^KaeaiflM sg^nia 
MHiepecM Ha sacernaioio nnfle b oönaciia Ha coflnannoio 
ocnrypneane. 

>k) npeflociaeniflaia n npneMaiflaia cny>Köa ca fln'b>KHM fla 
flOKyMeHinpai npeflociaenHeio n npneManeio na nnnnn 
flaHHM. 


15 



Drucksache 13/10434 


Deutscher Bundestag - 1 3. Wahlperiode 


h) Die übermittelnde und empfangende Stelle sind verpflichtet, 
personenbezogene Daten, die übermittelt werden, wirksam 
gegen unbefugten Zugang, unbefugte Veränderung und 
unbefugte Bekanntgabe zu schützen. 

(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 gelten für Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse entsprechend. 

Kapitel 2 
Durchführung 

und Auslegung dieses Abkommens 

Artikel 24 
Durchführung 

dieses Abkommens und Verbindungsstellen 

(1) Die Regierungen oder die zuständigen Behörden können 
die zur Durchführung dieses Abkommens notwendigen Verein- 
barungen schließen. Die zuständigen Behörden unterrichten ein- 
ander über Änderungen und Ergänzungen der für sie geltenden 
vom sachlichen Geltungsbereich dieses Abkommens erfaßten 
Rechtsvorschriften (Artikel 2 Absatz 1). 

(2) Zur Durchführung dieses Abkommens werden hiermit fol- 
gende Verbindungsstellen eingerichtet: 

in der Bundesrepublik Deutschland 
für die Unfallversicherung 

der Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften 
e.V., Sankt Augustin, 

für die Rentenversicherung der Arbeiter 

die Landesversicherungsanstalt Sachsen-Anhalt, Halle, 

für die Rentenversicherung der Angestellten' 

die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, Berlin, 

für die knappschaftliche Rentenversicherung 

die Bundesknappschaft, Bochum, 

für die hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung 

die Landesversicherungsanstalt für das Saarland, Saarbrücken, 

soweit die deutschen gesetzlichen Krankenversicherungsträger 
an der Durchführung dieses Abkommens beteiligt sind, die Deut- 
sche Verbindungsstelle Krankenversicherung-Ausland, Bonn; 


in der Republik Bulgarien 

das Nationale Versicherungsinstitut, Sofia. 

(3) Soweit die deutschen Rechtsvorschriften es nicht bereits 
vorschreiben, ist innerhalb der Rentenversicherung der Arbeiter 
die für diese eingerichtete Verbindungsstelle für alle Verfahren 
einschließlich der Feststellung und Erbringung von Leistungen 
zuständig, wenn 

a) Versicherungszeiten nach den deutschen und bulgarischen 
Rechtsvorschriften zurückgelegt oder anzurechnen sind oder 

b) sonstige im Hoheitsgebiet der Republik Bulgarien zurück- 
gelegte Zeiten nach den deutschen Rechtsvorschriften über 
Fremdrenten anzurechnen sind oder 

c) der Berechtigte sich im Hoheitsgebiet der Republik Bulgarien 
gewöhnlich aufhält oder 

d) der Berechtigte sich als bulgarischer Staatsangehöriger 
gewöhnlich außerhalb der Vertragsstaaten aufhält. 

Dies gilt für Leistungen zur Rehabilitation nur, wenn sie im Rah- 
men eines laufenden Renten Verfahrens erbracht werden. 


3) npeflOCTaBaLuara m npMeMamara cJi^Köa ca ^a 

saiHMTHT npeflOCTaeaHMTe jimhhm flaHHvi ec(3MKacHO ot 
H enpaeoMepeH flocj-bn, HenpaeOMepHo usivieHeHMe m 
H enpaeoMepHO pasr/iacaeaHe. 

(2) PasnopeflöMie na ajiMnea 1 ea^Kar cbOTBeiHO sa npoM3- 
BOflCTBeHMie M T'bprOBCKM TaMHM. 

r jiaea 2 

Hsn-bJiHeHMe m 

T-bjiKyBaHe na lasvi Cnoroflöa 

HneH 24 
HsnianHeHHe Ha 

rasH CnoroAÖa m cny^ÖM 3a ep-bSKa 

(1) npaBHTejiCTBara mjim KOMneieHTHMTe opraaM Morai fla 
CKJiKDHBar HeoöxoflMMMTe 3a MantjineHMeTO na raan Cnoroflöa 
cnopaayMeHMB. KoMnereHTHMTe opraHM BaamviHO ce yae- 
flOMBBaT 3a MaMeneHMB m flonb^HeHna Ha BaaMflHHre aa tbx 
npaBHM paanopeAÖM, oöxBaHarM ot npeAena na flencTBHe Ha 
Ta3M Cnoroflöa (HjieH 2, a/iMHea 1). 

(2) Manb/iHeHneTO na rasM Cnoroflöa ce Bbsnara na cjieflHU- 
re cnyjKÖM aa eptaKa: 

Bte Oeflepanna penyöJiMKa F epiviaHMa: 
aa ocHrypaBaneTO npM ajionojiyKa 

FjiaBHo Cflpy>KeHMe na KOMepHecKMie öpaHüJOBM cbfoaM, per. 
flpy>K. (Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaf- 
ten e.V.), CaHKT AyrycTMH, 

3a neHCMOHHOTo ocHrypaBane na paöOTHMUMTe 

npOBMHMnajiHa ocMrypMTejiHa cny^Köa aa CaKCOHMa-AnxajiT 
(Landesversicherungsanstalt Sachsen-Anhalt), Xajie, 

3a nencHOHHOTO ocHrypaeane na cJiy>KMTejiMTe 

Oeflepaana ocurypHTenHa cny>K6a aa cay>K6a aa cay>KMTenM 
(Bundesversicherungsanstalt für Angestellte), BepnuH, 

3a MMHbopCKOTo neHCMOHHO ocMrypaBane 

OeflepaaeH muhbopckm cbtoa (Bundesknappschaft), Boxyivi, 

aa flontaHMTeaHOTO MMHbopcKO ocHrypaBane 

npOBHHMMaana ocHrypHieana cay>K6a aa Caap (Landesversi- 
cherungsantalt für das Saarland), CaapöpKDKen, 

flOKoaKOTO repMaHCKMTe saKOHHM Man-baHMTeaM Ha aflpaBHOTO 
ocMrypaBane ynacTBai b Man-baneHMeTO Ha laaM Cnoroflöa, 
FepMaHCKara cny>K6a aa Bp^aKa, SApaBHo ockirypaBane 
HyjKÖMHa, (Deutsche Verbindungsstelle, Krankenversicherung- 
Ausland), Boh; 

B PenyöaMHKa Bbarapua 

HaqMOHaaeH ocurypHieaeH MHCTMiyr, Coct3Ma. 

(3) AoKoaKOTo repiviaHCKMTe npasHM paanopeflöM He npefl- 
nMCBai Hemo flpyro, b paiviKMTe na nencMOHHOTO ocMrypaBane 
Ha paöoTHMMMTe rasM cbSflafleHa cay>K6a aa Bp-b3Ka e KOMne- 
TeHTHa aa bcmhkm npoueflypM no onpefleaaneTO m ocbLuecr- 
BBBaHeTO Ha naau^aHnaTa, aKO: 

a) e ÖMao npufloöMTO Man TpaÖBa «a ö-bfle aaneTeHO ocnrype- 
HO BpeMe CbraacHO repMaHCKMie m ö-barapcKMie npasHM 
pasnopeflÖM Man 

6) cbraacHO repMancKme npaBHM paanopeflÖM aa 
Hy>KflecTpaHHM nencMH rpaöBa fla ö-bflar npHanarM flpyrM 
cpoKOBe Ha TepMTOpMBTa Ha PenyöaMKa B-barapua Man 

b) HOCMTeaai na npaBOio npeöMBaea oöMHaMHO na lepMio- 
pMHTa Ha PenyöaMKa B-barapna Man 

r) HOCMTeaar na npaBOTO Karo öbarapcKM rpa>KflaHMH npeöM- 
Baaa oöMHaMHO MabBtn floroBapaLUMie ce crpaHM. 

ToBa Ba>KM aa naau^aHMBTa npM pexabMaMTauMa caMO, Koraio 
re ce naB'bpiiJBaT no Bpeivie na npoueflypa aa ornycKane na nen- 

CMH. 
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(4) Die Zuständigkeit der Bahnversicherungsanstalt und der 
Seekasse nach den deutschen Rechtsvorschriften bleiben 
unberührt. 

(5) Die Verbindungsstellen und die in Absatz 4 genannten deut- 
schen Träger werden ermächtigt, unter Beteiligung der zuständi- 
gen Behörden im Rahmen ihrer Zuständigkeit die zur Durch- 
führung dieses Abkommens notwendigen und zweckmäßigen 
Verwaltungsmaßnahmen zu vereinbaren, einschließlich des Ver- 
fahrens über die Erstattung und die Zahlung von Geldleistungen. 
Die Bestimmung des Absatzes 1 bleibt unberührt. 

Artikel 25 

Währung und Umrechnungskurse 

Geldleistungen können von einem Träger eines Vertragsstaats 
an eine Person, die sich im Hoheitsgebiet des anderen Vertrags- 
staats aufhält, in dessen Währung mit befreiender Wirkung 
erbracht werden. Im Verhältnis zwischen dem Träger und dem 
Berechtigten ist für die Umrechnung der Kurs des Tages maßge- 
bend, der bei der Übermittlung der Geldleistung zugrunde gelegt 
worden ist. 

Artikel 26 
Erstattungen 

(1) Hat der Träger eines Vertragsstaats Geldleistungen zu 
Unrecht erbracht, so kann der zu Unrecht gezahlte Betrag von 
einer entsprechenden Leistung nach den Rechtsvorschriften des 
anderen Vertragsstaats zugunsten des Trägers einbehalten wer- 
den. 

(2) Hat eine Person nach den Rechtsvorschriften eines Ver- 
tragsstaats Anspruch auf eine Geldleistung für einen Zeitraum, 
für den ihr oder ihren Angehörigen von einem Fürsorgeträger des 
anderen Vertragsstaats Leistungen erbracht worden sind, so ist 
diese Geldleistung auf Ersuchen und zugunsten des ersatzbe- 
rechtigten Fürsorgeträgers einzubehalten, als sei dieser ein Für- 
sorgeträger mit dem Sitz im Hoheitsgebiet des ersten Vertrags- 
staats. Die Pflicht zur Einbehaltung besteht nicht, soweit der Lei- 
stungsträger selbst geleistet hat, bevor er von der Leistung des 
Fürsorgeträgers Kenntnis erlangt hat. 


Artikel 27 
Streitbeilegung 

(1) Streitigkeiten zwischen den beiden Vertragsstaaten über 
die Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens sollen, 
soweit möglich, durch die zuständigen Behörden beigelegt wer- 
den. 

(2) Kann eine Streitigkeit auf diese Weise nicht beigelegt wer- 
den, so wird sie auf Verlangen eines Vertragsstaats einem 
Schiedsgericht unterbreitet. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem 
jeder Vertragsstaat ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich 
auf den Angehörigen eines dritten Staats als Obmann einigen, 
der von den Regierungen beider Vertragsstaaten bestellt wird. 
Die Mitglieder werden innerhalb von zwei Monaten, der Obmann 
innerhalb von drei Monaten bestellt, nachdem der eine Vertrags- 
staat dem anderen mitgeteilt hat, 'daß er die Streitigkeit einem 
Schiedsgericht unterbreiten will. 

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht eingehal- 
ten, so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jeder 
Vertragsstaat den Präsidenten des Europäischen Gerichtshofs 
für Menschenrechte bitten, die erforderlichen Ernennungen vor- 


(4) He ce sac^ira KOMneieHTHOCTTa na OcMrypmenHaTa 
cny>K6a Ha )Kejie3Hm4MTe (Bahnversicherungsanstalt) m na 
MopcKaia Kaca (Seekasse) cbrnacHO repMaHCKme npasHM pas- 
nopeAÖM. 

(5) Cjiy>K6MTe 3a Bp‘b3Ka m ynoMeHaTme b ajiMHe« 4 rep- 
MaHCKM HOcmeAM Ha ocMrypoBKa ce yn'bnHOMOiAaBar, c yna- 
CTMeio Ha KOMnereHTHHTe opranii b paMKme na CBOBia KOMne- 
leHTHOCT fla ce cnopa3yMeBT 3a Heo6xoflnMHTe m uenecboö- 
pa3HMTe ynpaBJieHCKM wiepKM 3a M3n‘bnHeHMeTO na Ta3M Cno- 
roAöa, BKHKDHHTenHO 3a npoueAypara 3a oinycKane m M3njia- 
lAane na napiiHHH cyMH. Pa3nopeA6MTe na anme9\ 1 ne ce 3acB- 
rai. 

HneH 25 

Banyra m oÖMeHHH tcypcoee 

riapMHHM nnau^aHHB Morar Aa ö’bAai OTnycnaTM c 
0 CB 060 )KAaBaiA 0 Ae^CTBMe ot HOcmeiiB na ocMrypOBKara ot 
eAHaia AoroBapBiAa ce CTpana na nulte, Koeio npeÖMBaBa na 
TepHTOpHBia na Apyraia AoroBapniAa ce cipana, b napHHnaia 
eAUHHLta Ha noc/ieAHaia crpana. B^bb B3amviooTHOUjeHnBTa 
Me)KAy Hocmenn na ockirypoBKara m Hocmenn na npaBOTo 3a 
M 3 HMcnBBaHeTO e iviepOAaBeH Kypc^bT na aöhb, komto e ÖMn 
M3non3BaH npM npeBe>KAaHeTO na napMHHOTO nnau^ane. 

HneH 26 

B'bSCTaHOBflBaHMH 

(1) Ako HOCMTeJiBT Ha ocMrypoBKaia ot eAnara AoroBapniAa 
ce CTpana e oTnycnan HeocHOBaTenno napMHHM nnaiAaHMB, 
HeocHOBaTeJiHO MonnaTenaTa cywia MO)Ke Aa ö-bAe yA'bp>KaHa 
OT CbOTBeTHOTO njiaiAane cbrjiacHO npaBHMTe paonopeAÖH na 
ApyraTa AoroeapniAa ce CTpana b nonoa na HOCMTenn na ocnry- 
poBKaTa Ha n-bpBaTa AoroeapniAa ce CTpana. 

(2) Ako AaAöHO nmte cbrnacHO npaBHMTe paonopeAÖM na 
eAHaTa AoroBapnu^a ce CTpana MMa npeTeHqMM 3a napMHHO 
nnaiAane 3a nepMOA ot Bpeivie, 3 a komto Ha nero mjim na nero- 
BMTe 6J1M3KM ca ökinM OTnycnaTM nnaiAaHMB ot Mon-bJiHMTen Ha 
coLtMajiHMTe rpM>KM OT ApyraTa AoroeapniAa ce CTpana, Toea 
napMHHO nnaiAane no MCKane na Mon^bUHMTejin na coMMannMTe 
rpM>KM, KOMTO e yn-bnHOMOLAeH Aa nonyHM B-b3CTaHOBBBaHe, 
TpBÖBa Aa ö^bAe yA‘bp>KaH b HeroBa nonoa, Bce baho, ne tom e 
M3n-bnHMTen Ha couMauHMTe rpM>KM c-bc ceAaiiMiAe na TepMTO- 
pMBTa na n-bpBaTa AoroBapnuta ce CTpana. Hniwa 3 aA‘bn)KeHMe 
3a B‘b3CTaHOBBBaHe, aKO HOCMTejiBT na ocMrypoBKaTa e OTnyc- 
nan nnautanMBTa caivi, npeAM Aa nonyHM MHctDopMaiiMB 3a nna- 
u^aneTO na M3n'bJiHMTenB na couMariHMTe rpM>KM. 

HneH 27 

PemaBane na cnopoBe 

(1 ) CnopOBBTe Me>KAy AßeTe AoroBapnu^M ce CTpanM othocho 
T' bnKyBaneTO mam npnuaraneTO na Ta3M CnoroAöa ce peujaeaT 
OT KOMneTeHTHMTe BJiaCTM. 

(2) Ako AaAöH cnop ne MO)Ke Aa ö'bAe peaien no TaK-bB 
HaHMH, TOM ce npeACTaBB no MCKane Ha eAna ot AoroeapniAMTe 
CTpaHM npBA apöMTpa^Ken CbA- 

(3) Ap6MTpa>KHMBT CbA CB CBMKBa ß-bB BCeKM OTAeJieH 
cuynaM. B nero BcnKa ot AoroeapniAMTe ce CTpanM HaoHanaBa 
no eAMH HneH, a AsaiviaTa nnenoBe nocTMraT cbrnacMe othocho 
rpa)KAaHMH na TpeTa A'bp^Kaea 3a npeAceAaTen, komto ce Ha3- 
nanaßa ot npaBMTencTBaTa Ha AßeTe AoroBapniAM ce CTpanM. 
HnenoBBTe ce HaoHanaBaT b cpoK ot Aßa Meceita, a npeAceAa- 
TennT b cpoK ot tpm Meceqa, cneA kbto eAHaTa AoroBapniAa ce 
CTpana e yBBAOMMna APyraTa, ne MCKa Aa npeACTasM cnopa 
npeA ap6MTpa>KeH cbA- 

(4) Ako ne ö-bAaT cnaoenM noconeHMTe b annnen 3 cpoKOBe, 
no nMnca na Apyra AoroBOpenocT BCBKa AoroBapnata ce CTpana 
MO>Ke Aa noMonM npeoMAenTa na EeponeMCKMn cbA 3a npaeaTa 
na HOBBKa Aa M3B-bpujM neoöxoAHMMTe Ha 3 HaHeHMn. Ako npeoM- 
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zunehmen. Ist der Präsident Staatsangehöriger eines Vertrags- 
staats oder ist er aus einem anderen Grund verhindert, so soll der 
Vizepräsident die Ernennungen vornehmen. Ist auch der Vize- 
präsident Staatsangehöriger eines Vertragsstaats oder ist auch 
er verhindert, so soll das im Rang nächstfolgende Mitglied des 
Gerichtshofs, das nicht Staatsangehöriger eines Vertragsstaats 
ist, die Ernennungen vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit auf- 
grund der zwischen den Vertragsstaaten bestehenden Verträge 
und des allgemeinen Völkerrechts. Seine Entscheidungen sind 
bindend. Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten seines Mitglieds 
sowie seiner Vertretung in dem Verfahren vor dem Schiedsge- 
richt. Die Kosten des Obmanns sowie die sonstigen Kosten wer- 
den von den Vertragsstaaten zu gleichen Teilen getragen. Das 
Schiedsgericht kann eine andere Kostenregelung treffen. Im 
übrigen regelt das Schiedsgericht sein Verfahren selbst. 


Teil IV 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 
Artikel 28 

Leistungsansprüche 
auf der Grundlage dieses Abkommens 

(1) Dieses Abkommen begründet keinen Anspruch auf Leistun- 
gen 

a) für die Zeit vor seinem Inkrafttreten, 

b) in den Fällen, in denen das Abkommen vom 20. Februar 1 958 
zwischen der Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik und der Regierung der Volksrepublik Bulgarien über 
die Zusammenarbeit auf dem Gebiete der Sozialpolitik und 
die Vereinbarung vom 7. Februar 1973 zwischen der Regie- 
rung der Deutschen Demokratischen Republik und der 
Regierung der Volksrepublik Bulgarien über die Änderung 
des Abkommens vom 20. Februar 1958 zwischen der Regie- 
rung der Deutschen Demokratischen Republik und der 
Regierung der Volksrepublik Bulgarien über die Zusammen- 
arbeit auf dem Gebiete der Sozialpolitik weiter anzuwenden 
sind. 

(2) Bei Anwendung dieses Abkommens werden auch die vor 
seinem Inkrafttreten nach den Rechtsvorschriften der Vertrags- 
staaten gegebenen erheblichen Tatsachen berücksichtigt. 

(3) Frühere Entscheidungen stehen der Anwendung dieses 
Abkommens nicht entgegen. 

(4) Wird ein Antrag auf Feststellung einer Rente, auf die nur 
unter Berücksichtigung dieses Abkommens Anspruch besteht, 
innerhalb von zwölf Monaten nach seinem Inkrafttreten gestellt, 
so beginnt die Rente mit dem Kalendermonat, zu dessen Beginn 
die Anspruchsvoraussetzungen erfüllt waren, frühestens mit dem 
Inkrafttreten dieses Abkommens. 

(5) Renten, die vor dem Inkrafttreten dieses Abkommens fest- 
gestellt sind, können auf Antrag neu festgestellt werden, wenn 
sich allein aufgrund der Bestimmungen dieses Abkommens eine 
Änderung ergibt. 

(6) Ergäbe die Neufeststellung nach Absatz 5 keine oder eine 
niedrigere Rente, als sie zuletzt für die Zeit vor dem Inkrafttreten 
dieses Abkommens gezahlt worden ist, so ist die Rente in der 
bisherigen Höhe weiter zu erbringen. 


Artikel 29 
Schlußprotokoll 

Das beiliegende Schlußprotokoll ist Bestandteil dieses 
Abkommens. 


fleHTtT e rpa>KflaHMH Ha eflna ot AoroeapfiLMMTe ce cipanM m/im 
TOM e B-b3npenfiTCTBaH no Apyra npMHMHa, HaaHanaBaHeTO 
TpyjöBa Aa ötAe M3B-bpLueHO ot BMuenpeaMAeHTa. Ako m BMue- 
npe3MAeHT-bT e rpa>KAaHMH Ha eAHa ot AoroaapjiLAMTe ce CTpa- 
HM MJiM M TOM 0 BtonpenfiTCTBaH, HaaHanaBaHeTo Tpfiöaa Aa 
ötAa MaatpLueHO ot cneABaiAMfi no panr h/ioh Ha cbAa, komto 
H e e rpa>KAaHMH na eAHa ot AoroBapniAMTe ce CTpaHM. 

(5) Ap6MTpa>KHMfiT CbA peiuaBa c mho3mhctbo na rnacoBeTe 
Bb3 ocHOBa Ha cbLAecTByBaiAMTe Me>KAy AoroBapFiLAMTe ce 
CTpaHM AoroBopM M OÖLAOTO Me>KAyHapoAHO npaBo. HeroBMTe 
peLueHMFi ca 3aA'bJi>KMTenHM. BcnKa AoroeapniAa ce CTpana 
noeivia paOHOCKMTe aa CBon nnen, KaKTo m aa CBoeTo npeACTa- 
Bnne b Aa-noTo npeA ap6MTpa>KHMn cbA- PaaxoAMTe aa npeAce- 
AaTe/in, KaKTo m ocTaHa/iMTe paaxoAM ce noeiviaT b bahbkbm 
AB noBe OT AoroBapFiLAMTe ce CTpanM. Ap6MTpa>KHMnT ctA MO>Ke 
Aa nocTaHOBM Apyro ype>KAaHe aa paaxoAMTe. l/lHane 
ap6MTpa>KHMnT cbA caivi ype>KAa CBOFiTa npoqeAypa. 

HacT IV 

npexo/:]lHM M saKJiioHHTenHH pasnope^ÖH 

HneH 28 
npereHAMM aa 

nnaiAaHMfl s-ba ocHoea Ha Taan Cnoro^öa 

(1 ) Ta3M CnoroAöa He cbaAaBa npeTenuMM aa n/iaiAaHMfi 

а) aa BpeivieTo npeAM homhoto B/iMaane b CMna, 

б) B c/iynaMTe, b komto npoA'bn>KaBaT Aa ce npMJiaraT CnoroA- 
öaTa OT 20 cfDeBpyapM 1958 r. Me>KAy llpaBMTe/iCTBOTO Ha 
PepiviaHCKaTa AaMOKpaTMHHa penyöriMKa m ripaBMTejiCTBOTO 
Ha HapoAHa penyönMKa BbnrapMfi aa CbTpyAHMnecTBo b 
oö/iacTTa Ha coMMannaTa noriMTMKa m CnopaayivieHMeTo ot 7 
cjDOBpyapM 1973 r. ivie>KAy llpaBMTencTBOTO na FepiviaHCKaTa 
ACMOKpaTMHHa penyönMKa m llpaBMTencTBOTO Ha HapoAHa 
penyönMKa B-bnrapMn aa MaivieHeHMe Ha CnoroAöaTa ot 20 
(|)eBpyapM 1958 r. ivie>KAy ripaBMTencTBOTo na PepiviaHCKaTa 
ACMOKpaTMHHa penyönMKa m FIpaBMTencTBOTO Ha napoAHa 
penyönMKa BbnrapMn aa cbTpyAHMnecTBo b oönacTTa Ha 
coAMannaTa nonMTMKa. 

(2) ripM npMnaraneTO na TaaM CnoroAöa ce BaeiviaT npeABMA 
M anaHMMMTe cjDaKTM npeAM enMaaneTO m b CMna cbrnacHO npaB- 
HMTe paanopeAÖM Ha AoroBapniAMTe ce CTpanM. 

(3) rio-paHHMTe peLueHMn ne npoTMBopenaT na npMnaraneTO 
Ha TaaM CnoroAöa. 

(4) Ako Monöa aa onpeAennne Ha nencMn ö^Ae noABABHa 
caMo npM cnaaBane na TaaM CnoroAÖa b cpoK ot 12 ivieceua ot 
B nMoaHOTo M B CMna, nencMnTa aanonaa ot KaneHAapHMn 
Meceu, B HananoTo Ha komto ca ÖMnM Man^nHeHM npeAnocTa- 
BKMTe aa npeTOHUMMTe, ho ne no-pano ot BnMaaneTo b CMna na 
TaaM CnoroAÖa. 

(5) rieHCMM, KOMTO ca ÖMnM onpeAeneHM npeAM BnMaaHOTO b 
CMna Ha TaaM CnoroAöa, MoraT a© ö^AaT cny>KeÖHO onpeAe- 
neHM OTHOBO no Monöa Ha nMueTO, KoraTo npoMnnaTa e b^b 
B p^baKa c paanopeAÖMTe na TaaM Cnoroöa. 

(6) Ako noBTopHOTO onpeAennne CbrnacHO anMnen 5 He öm 
AOB eno AO nencMn MnM öm Aoeeno ao no-HMCKa neHCMn ot 
OH aoM, KonTo e öMna MannaiAaHa aa BpeivieTO npeAM enMaaneTo 
B CMna Ha TaaM CnoroAöa, neHCMnTa ce OTnycKa b Aocera 
MannaiAaHMn paaiviep. 

HneH 29 

SaKnioHHTeneH npoTOKon 

□pMnoKeHMnT aaKnioHMTeneH npoTOKon e cbCTaBHa nacT Ha 
TaaM CnoroAöa. 
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Artikel 30 

Ratifikation und Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifikations- 
urkunden werden so bald wie möglich in Bonn ausgetauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten Monats 
nach Ablauf des Monats in Kraft, in dem die Ratifikationsurkun- 
den ausgetauscht werden. 

Artikel 31 

Abkommensdauer 

(1) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 
Jeder Vertragsstaat kann es unter Einhaltung einer Frist von drei 
Monaten zum Ende eines Kalenderjahrs auf diplomatischem 
Wege schriftlich kündigen. 

(2) Tritt dieses Abkommen infolge Kündigung außer Kraft, so 
gelten seine Bestimmungen für die bis dahin erworbenen Lei- 
stungsansprüche weiter. Einschränkende Rechtsvorschriften 
über den Ausschluß eines Anspruchs oder das Ruhen oder die 
Entziehung von Leistungen wegen des Aufenthalts im Ausland 
bleiben für diese Ansprüche unberücksichtigt. 


Zu Urkund dessen haben die hierzu gehörig befugten Bevoll- 
mächtigten dieses Abkommen unterschrieben und mit ihren Sie- 
geln versehen. 

Geschehen zu Sofia am 17. 12. 1997 in zwei Urschriften, jede 
in deutscher und bulgarischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


HneH 30 

PaTHct^MMHpaHe h enHsaHe b CHna 

(1) TasM Cnoroflöa noflne>KM Ha paTM0nunpaHe; paiHcjDMKa- 
UHOHHHTe flOKyiVieHTH LJ4e Ö-bflaT paSMeHeHM nO B-b3MO>KHOCT 
Haii-CKopo B Boh. 

(2) TasM Cnoroflöa BnMsa b CMna Ha n-hpBm flen ot btophji 
ivieceu cjiefl H3TkmaHe na ivieceua, b kohto ce paaivieHyiT paiH- 
(})MKaUHOHHHTe flOKyiVieHTM. 

HneH 31 

npOA-bnMMTenHOCT Ha Cnoro^öaTa 

(1 ) Ta3n Cnoroflöa ce CKnfOMBa 3a Heonpeflenen cpoK. BcjiKa 
floroBapjiu^a ce cipana ivio>Ke fla flenoHCHpa npH cnaaeane na 
ipHMeceneH cpoK flo Kpa^ na CbOTBeTHaja Kanenflapna roflMHa 
nHCMeHO no flnnnoMaTHMecKH n-bi. 

(2) Ako Ta3M Cnoroflöa npecTane fla flePicTBa BcneflCTBMe 
flenoHCHpane, HeHHme paanopeflöH npofl-bn>KaBaT fla ca 
BanMflHM 3a npnflOönTHTe flOToraea npeieHflHM aa nnaiflanHB. 
He ce aacyirai orpaHHHHienHH npaBHM paanopeflöH aa 
n3KJiK)MBaHeT0, 3a npeycianoBfiBaHeTo h^h nHLuaBemeTo ot 
npeieHflMH nopaflM npeöMBaBane b Hy>KÖMHa aa Jean npeien- 

UHM. 


B yaepeHMe na TOBa laaH Cnoroflöa öe noflnMcana ot 
H aflne>KHO yn-bJiHOiviou^eHHTe npeflCTaBHTeriH na flBeTe floro- 
BapyiLflH ce CTpaHM h noflneMaTana c TexHMTe nenaTH. 

CTjCTaaena b Coc|dhb na 17. 12. 1997 r. b flaa opnrMHajiHH 
eKaeivinnjipa, bcbkh na hbmckh m öiinrapcKH eaHK, KaTO bcbkh 
T eKCT rnvia eflnaKea CHna. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
aa Oeflepanna penyönnKa FepiviaHHB 
Peter Metzger 
Rudolf Kraus 

Für die Republik Bulgarien 
aa PenyönHKa B-bnrapMji 
Ivan Nejkov 
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Schlußprotokol! 

zum Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Bulgarien 
über Soziale Sicherheit 

SaKJiiOHMTeneH npoioKOJi 

K-bM Cnoroflöaia Me>Kfly OeflepaiiHa penyöjinKa f epMäHMH 
n PenyÖJiMKa B-bjirapua 
3a CoLiMajiHa ckirypnocT 


Bei der Unterzeichnung des heute zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Republik Bulgarien geschlossenen 
Abkommens über Soziale Sicherheit erklären die Bevollmächtig- 
ten beider Vertragsstaaten, daß Einverständnis über folgendes 
besteht: 

1 . Zu Artikel 2 des Abkommens: 

a) Für die in der Bundesrepublik Deutschland bestehende hüt- 
tenknappschaftliche Zusatzversicherung und für die Alterssi- 
cherung der Landwirte gelten die besonderen Bestimmungen 
über die Rentenversicherung (Teil II Kapitel 2) nicht. 

b) In bezug auf die Republik Bulgarien gilt das Abkommen nicht 
für militärdienstliche Invaliditätsrenten, Sozialrenten und Ren- 
ten für besondere Verdienste; die Bestimmung über die 
Gleichstellung der Hoheitsgebiete (Artikel 5) findet jedoch 
Anwendung auf die militärdienstlichen Invaliditätsrenten und 
Renten für besondere Verdienste. 

2. Zu Artikel 4 des Abkommens: 

a) Versicherungslastregelungen in den von beiden Vertrags- 
staaten geschlossenen zwischenstaatlichen Übereinkünften 
bleiben unberührt. 

b) Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats, die die Mitwirkung 
der Versicherten und der Arbeitgeber in den Organen der 
Selbstverwaltung der Träger und der Verbände sowie in der 
Rechtsprechung der sozialen Sicherheit gewährleisten, blei- 
ben unberührt. 

c) Bulgarische Staatsangehörige, die sich gewöhnlich außer- 
halb des Hoheitsgebiets der Bundesrepublik Deutschland 
aufhalten, sind zur freiwilligen Versicherung in der deutschen 
Rentenversicherung berechtigt, wenn sie zu dieser Beitrags- 
zelten für mindestens 60 Monate zurückgelegt haben; günsti- 
gere innerstaatliche Rechtsvorschriften bleiben unberührt. 
Dies gilt auch für die in Artikel 3 Nummern 2 und 3 des 
Abkommens bezeichneten Flüchtlinge und Staatenlosen, die 
sich gewöhnlich im Hoheitsgebiet der Republik Bulgarien 
auf halten. 

d) Renten, die nach den bulgarischen Rechtsvorschriften deut- 
schen Staatsangehörigen und Staatsangehörigen der Ver- 
tragsstaaten mit Versicherungszeiten nach den Rechtsvor- 
schriften beider Vertragsstaaten gewährt werden, werden 
auch gezahlt, wenn sich diese Personen außerhalb der 
Hoheitsgebiete der Vertragsstaaten gewöhnlich aufhalten. 


3. Zu Artikel 5 des Abkommens: 

a) Für Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt im Hoheitsgebiet 
der Republik Bulgarien gilt Artikel 5 des Abkommens in bezug 
auf eine Rente nach den deutschen Rechtsvorschriften 
wegen verminderter Erwerbsfähigkeit nur, wenn der 
Anspruch unabhängig von der jeweiligen Arbeitsmarktlage 
besteht. 


npn noAnnceaHejo Ha CKjiroHeHaia ahoc Me>KAy OeAepajiHa 

penyönMKa FepMaHHyi h PenyöAMKa B-bJirapMR CnoroAöa sa 

CouktanHa ckirypHOCT yn-bnHOMoaieHMTe npeACTaBHTe/iM na 

ABeie AoroBapRLUH ce cipaHM saRBRBai, ne CbiAeciByBa 

CbrnacHe sa cabahoto: 

1 . K-bM HAeH 2 OT CnoroAöaia: 

а) 3a cbLuecTByBaLAOTo b'bb OeAepaAna penyöAMKa F epiv/iaHHR 
Aon-bAHHieAHO MHHbopcKO ocHrypRBaHe M 3a noMOLUTa npM 
CTapocT 3a 3eivieAeAi4n He ca eaAHAHM ocoöeHMje pacno- 
peAÖM 3a nencHOHHOTo ocMrypRBane (nacT II, rAaöa 2). 

б) BoeHHOMHBaAHAHMTe nencMM, coi 4 MaAHMTe nencMM m nencM- 
Hie 3a ocoöeHM aacAyrw, oinycKaHH cbrAacHo ö-bArapCKOTO 
nencMOHHo aaKOHOAaieACTBO, ne ca npeAMej na lacM Cno- 
roAöa; paanope^KAaHMRia na hach 5 3a paBHonocTaeeHocT 
Ha TepMTopHHTe ce npHAarai 3a BoenHOHHBaAHHBaAMAHMTe 
nencMM h 3a nencHMTe 3a ocoöenH aacAyrn. 

2. KtdM habh 4 OT CnoroAÖaia: 

a) He ce aacRra ype>KAaHeTo na ocHrypHieAHHie caA'bAJKeHMR 
B CKAJOHeHHie OT ABBTe AOrOBapRLAM ce CTpaHM 
MB^KAyA'bp^KaBHM cnopa3yMeHMR. 

6) He ce aacRraT npaBHHTe paanopeAöM na eAHa ot Aoro- 
BapRLUMTB ce CTpaHH, KOMTO ocMrypRBaT ynacTMeTO na ocn- 
rypeHHTe m na paöoTOAaTeAHTe b oprankiTe na caMoynpa- 
BABHHBTO Ha HOCMTBAMTe Ha OCHrypOBKHTB M Ha 

CAPy^KBHMRTa, KaKTO H B npaBopacAaBaneTO b oöAacTTa na 
couMaAHaTa cnrypnocT. 

b) 5-bArapcKM rpa>KAaHM, kohto npeöMBaBaT oökmaPiHo n3B-bH 
TepMTopMRTa Ha OeAepaAHa penyöAMKa FepiviaHMR, MMaT 
npaBO na aoöpoboaho ocMrypRBane b repMancKOTO nen- 
CMOHHO ocMrypRBane, aKO b nero mmbt ocMrypMTBAHM cpoKO- 
BB HaM-MaAKo 60 ivieceua. He ce aacRraT no-öAaponpMRTHM 
B-bTpeujHM npaBHM paanopeAöM. C-biAOTO Ba>KM m 3a nocone- 
HMTB B MABH 3, TOMKM 2 M 3 OT CnOPOAÖaTa ÖB^KaHMM M AMl^B 
6 e3 rpa^KABHCTBo, komto npeöMBaBaT oöMMaMHO Ha TepMTO- 
pMRTa Ha PenyöAMKa B-bArapMR. 

r) riBHCMM, KOMTO CB OTnyCKaT CbrAaCHO Ö-bArapCKMTB npaBHM 
paanopeAöM na repiviaHCKM rpa)KAaHM m Ha rpa>KaHM na 
AoroBapRLUHTe ce CTpaHM 3 a ocMrypMTBAHO Bpeivie, npMAo- 
ÖMTO no npaBHMTB paanopeAöM na abbtb AoroBapRu^M ce 
CTpaHM, ce M3nAaLLiaT m KoraTO tbbm AMua ca Ha nocTORHHO 
MeCTOJKMTBACTBO MCB^bH TBpMTOpMMTB Ha AOrOBapRIAHTB CB 
CTpaHM. 

3. K-bM HABH 5 OT CnoroAöaTa: 

a) 3a AMua, oöMMaMHo npeöMBaBaiAM Ha TepMTopMRTa Ha Peny- 
öAMKa B-bArapMR, MABH 5 OT CnoroAöaTa no OTHOiueHMe Ha 
nencMR CbrnacHO repMancKMTe npaBHM paanopeAÖM nopaAH 
HaMaABHa TpyAOcnocoöHOCT, e bbamabh caMO b CAynaM, mb 
npeTBHUMMTe CbmecTByBaT HeaaBMCMivio ot CbOTBBTHaTa 
CMTyaMMR Ha TpyAOBMR naaap. 
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b) Die, deutschen Rechtsvorschriften über Leistungen aus 
Arbeitsunfällen (Berufskrankheiten), die nicht im Hoheitsge- 
biet der Bundesrepublik Deutschland eingetreten sind, sowie 
über Leistungen aus Versicherungszeiten, die nicht im 
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland zurückgelegt 
sind, bleiben unberührt. 

c) Die deutschen Rechtsvorschriften über Leistungen zur Reha- 
bilitation durch die Träger der Rentenversicherung bleiben 
unberührt. 

d) Die deutschen Rechtsvorschriften, die das Ruhen von 
Ansprüchen aus der Rentenversicherung für Personen vorse- 
hen, die sich einem gegen sie betriebenen Strafverfahren 
durch Aufenthalt im Ausland entziehen, werden nicht berührt. 


4. Zu den Artikeln 6 bis 1 1 des Abkommens; 

a) Untersteht eine Person nach den Artikeln 6 bis 11 des 
Abkommens den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats, so 
finden in gleicher Weise auf sie und ihren Arbeitgeber auch 
die Vorschriften dieses Vertragsstaats über die Versiche- 
rungspflicht in der Arbeitslosenversicherung Anwendung. 

b) Arbeitgeber von entsandten Arbeitnehmern sind verpflichtet, 
auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes und der Unfallverhütung 
mit den datür zuständigen Trägern und Organisationen des 
Staats, in dem der Arbeitnehmer beschäftigt ist, zusammen- 
zuarbeiten. Weitergehende innerstaatliche Rechtsvorschrif- 
ten bleiben unberührt. 

5. Zu Artikel 7 des Abkommens; 

Die festgesetzte Frist beginnt für Personen, die am Tag des 
Inkrafttretens des Abkommens beschäftigt sind, mit diesem Tag. 

6. Zu Artikel 9 des Abkommens: 

Die Rechtsvorschhften beider Vertragsstaaten zum Versiche- 
rungsschutz bei Hilfeleistungen und anderen beschäftigungsun- 
abhängigen Handlungen im Ausland bleiben unberührt. Besteht 
Anspruch auf Leistungen nach den Rechtsvorschriften beider 
Vertragsstaaten, so wird die günstigere Leistung gezahlt unter 
Anrechnung der Leistung nach den Rechtsvorschriften des 
anderen Vertragsstaats. 


7. Zu Artikel 10 des Abkommens: 

Die in Absatz 2 festgesetzte Frist beginnt für Personen, die am 
Tag des Inkrafttretens des Abkommens beschäftigt sind, mit die- 
sem Tag. 

8. Zu Artikel 10 Absatz 1 und Artikel 1 1 des Abkommens: 

Unterliegt bei Anwendung des Artikels 10 Absatz 1 und Arti- 
kels 1 1 des Abkommens die betroffene Person den deutschen 
Rechtsvorschriften, so gilt sie als an dem Ort beschäftigt oder 
tätig, an dem sie zuletzt vorher beschäftigt oder tätig war, wobei 
eine durch die vorherige Anwendung des Artikels 7 des Abkom- 
mens zustandegekommene andere Regelung weiter gilt. War sie 
vorher nicht im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland 
beschäftigt oder tätig, so gilt sie als an dem Ort beschäftigt oder 
tätig, an dem die deutsche zuständige Behörde ihren Sitz hat. 


9. Zu Artikel 28 Absatz 5 des Abkommens: 

In bezug auf die Bundesrepublik Deutschland können Renten, 
die vor dem Inkrafttreten des Abkommens festgestellt sind, auch 
von Amts wegen neu festgestellt werden. In diesen Fällen gilt der 
Tag, an dem der Träger das Verfahren einleitet, als Tag der 
Antragstellung nach den Rechtsvorschriften des anderen Ver- 
tragsstaats. 


6) He ce sacfirar repMaHCKme npasHM pasnopeflÖM sa nnau^a- 
HMyi OT TpyflOBM sjionojiyKM (npocjDecMOHanHM saöonyiBaHMyi), 
KOMTO He ca B-bSHHKHanM Ha TepMTopMfiTa Ha (DeAepanna 
penyöJiMKa F epiviaHMH, KaKTO h sa nnaLAaHMfl ot ocHrypeno 
Bpeivie, Koeio ne e npHAobmo na lepHTopHHTa na OeAepanna 
penyönMKa F epiviaHMH. 

b) He ce sacnrar repMancKme npaBHM pasnopeAÖM aa pexaÖM- 
nmaMMOHHH nJiaiAaHMfi ot cipana na HOcmejiMTe na ocMry- 
pOBKHie Ha nencMOHHOTo ocMrypHBane. 

r) He ce sacflrai repMancKme npaBHM paanopeAÖH, komto 
npeABM>KAaT npeycianoByiBaHeTo na npereHMMM ot nen- 
CMOHHOTO ocMTypyiBane aa jiMua, komto ce OTKnoH^BaT ot 
npoBe>KAaHO cpeLAy thx HaxaaaTenHO aö^o npea npeÖMBa- 
Bane b Hy>K6MHa. 

4. K-bM HneHOBe 6 ao 1 1 ot CnoroAÖaTa: 

а) Ako AaAöHo nMite, cbrjiacHo HjieHOBeTe 6 ao 1 1 ot CnoroA- 
öaTa, e noAsnacTHO Ha npaBHMTe paanopeAÖM na eAHa ot 
A oroBapHLAMTe ce CTpaHM, aa nero m aa neroBMH paöoTOAa- 
Ten no cblamh naHMH ce npMnaraT paanopeAÖMTe na Taan 
AoroBapflüJia ce CTpana othocho aaA'b/i>KMTejiHO ocMrypHBa- 
He npM öeapaöoTMua. 

б) PaöoTOAaTejiMTe na ManpaTeHM b Hy>K6MHa paöoTeLAM ca 
A/Tb>KHM Aa CM CbTpyAHMHaT C KOMneTeHTHMTB HOCMTCJIM Ha 
ocMrypoBKMTe m opraHMaaqMM na A'bp>KaBaTa, b kohto e aaeT 
paöOTeiAMHT, B oöJiacTTa Ha aaLAMTaTa na paöoTHOTO mhcto 
M npeAOTBpaTHBaneTO Ha*a;iono;iyKM. He ce aacnraT ApyrM- 
Te B-bTpemHOA'bp>KaBHM npaBHM paanopeAÖM. 

5. K-bM HJieH 7 OT CnoroAÖaTa: 

3a nMuaTa, komto ca aaeTM b AeHJi Ha BnMaaneTO b CMjia na Cno- 
roAÖaTa, onpeAO/ieHMHT cpoK aanonaa Aa Tene ot tobm aoh. 

6. K-bM MjieH 9 OT CnoroAÖaTa: 

He ce aacfiraT npaBHMTe paanopeAÖM Ha AßeTe AoroBap^LAM ce 
CTpaHM OTHOCHO ocMTypMTejiHa aaLAMTa npM oKaaeaHe na 
noMOLA M ApyrM AeMCTBMfl, HecB-bpaaHM c TpyAOBaTa as^hoct, b 
M y>K6MHa. Ako c-biAecTByBa npeTOHAMfi aa nnaiAaHM« c-brjiacHO 
npaBHMTe paanopeAÖM Ha AßeTe AoroBapniAM ce cTpaHM, to 
T oraaa ce MannaLAa no-önaronpMATHaTa cyMa KaTO ce npMcnaA- 
HaT cyMMTe, nnaTeHM c-brnacHo npaBHMTe paanopeAÖM Ha Apy- 
raTa CTpana. 

7. K-bM HneH 10 ot CnoroAöaTa: 

3a JiMAaTa, komto ca aaeTM b aöhh Ha B/iMaaneTO b CMJia na Cno- 
roAÖaTa, onpeAeneHMHT b anme^ 2 cpOK aanoMBa Aa Tene ot 
ToaM aoh. 

8. K-bM HneH 10, anMHen 1 m Mjien 11 ot CnoroAöaTa: 

Ako aacernaTOTO nnue npM npMJiarane Ha HjieH 10, ajiMHefi 1 m 
M jieH 1 1 OT CnoroAöaTa noA/ie>KM na repMaHCKMTe npaBHM paa- 
nopeAÖM, TO ce cMHTa aa aaeTO mtim paöoTeLAO Ha OHOBa mhcto. 
Ha KoeTO TO e ömjio aaeTo mjim e paöOTMJio HanocneATsK npeAM 
TOBa, KaTO npoA'bJi>KaBa Aa e BajiMAHO oaho Apyro ype>KAaHe, 
npoMaTMHaiAO ot npeAßapMTejiHOTo npMJiarane na HJieH 7 ot 
C noroAöaTa. Ako TOBa nnue npeAM TOBa He e ömjio aaeTO hmto 
e paöoTMJio Ha TepMTopMJiTa na (DeAepanna penyönMKa F epMa- 
HMn, TO ce CMHTa aa aaeTo MnM paöoTeiAO na oHOBa macto, Ha 
KoeTO KOMneTeHTHaTa repMancKa cny>K6a MMa cbobto ceAanM- 
LAe. 

9. K-bM Mnen 28, annnen 5 ot CnoroAÖaTa: 

C-brnacHO paanopeAÖnTe Ha (DeAepanna PenyönMKa F epMaHMn, 
neHCMMTe oTnycHaTM npeAM enMaaneTO b cMna Ha CnoroAöara 
MoraT Aa ö^bAaT onpeAenenn othobo cny)KeÖHO. B TeaM cnynaM 
npaBonopa>KAaLAaTa AaTa npM repMancKMn nocMTen Ha ocMry- 
poBKaTa ce cMMTa aa AaTa na MonöaTa c-brnacHO npaBHMTe paa- 
nopeAÖM Ha APyraTa AoroeapniAa ce CTpana. 
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10. Die deutschen Rechtsvorschriften über Leistungen für nach 
dem Fremdrentenrecht zu entschädigende Arbeitsunfälle 
(Berufskrankheiten) sowie über Leistungen für nach dem Fremd- 
rentenrecht anrechenbare Versicherungszeiten bleiben unbe- 
rührt. 


10. He ce sacnrai repMaHCKnie npasHn pasnopeAÖn othocho 
nnamaHna sa ipyAoan snononyKn (npoc|DecMOHanHn saöonyiBa- 
Hna), 3a KOMTo cbrnacHo aaKOHCAaiencTBOTo 3a Hy>KAecTpaHHM 
nencuM ipaöBa ab ce nnarn oöesLAeTeHne, kakto 3a nnaiAaHun 
3a ocurypeHo BpeMe, Koeio ipaöBa Aa ö'bp,e aaneTeHO ciarnac- 
Ho aaKOHCAarencTBOTo 3a Hy>KAecTpaHHM neHcnn. 
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Vereinbarung 

zur Durchführung des Abkommens vom 17. 12. 1997 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Bulgarien 
über Soziale Sicherheit 


CnopaaywieHMe 

sa npoBe>KflaHe na CnoroflbaTa ot 17. 12. 1997 r. 
Me>Kfly OeflepajiHa penySttuKa f epiviaHMa 
M PenyönMKa Btnrapna 
3 a CoMkianHa curypHOCT 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Republik Bujgarien - 

auf der Grundlage des Artikels 24 Absatz 1 des Abkommens 
vom 17. 12. 1997 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Bulgarien über Soziale Sicherheit, im folgenden als 
„Abkommen“ bezeichnet - 

haben folgendes vereinbart: 

Abschnitt I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

In den folgenden Bestimmungen werden die im Abkommen 
enthaltenen Begriffe in der dort festgelegten Bedeutung verwen- 
det. 

Artikel 2 

Aufklärungspflichten 

Den nach Artikel 24 Absatz 2 des Abkommens eingerichteten 
Verbindungsstellen und den zuständigen deutschen Trägern 
nach Artikel 24 Absatz 4 des Abkommens obliegt im Rahmen 
ihrer Zuständigkeit die allgemeine Aufklärung der in Betracht 
kommenden Personen über die Rechte und Pflichten nach dem 
Abkommen. 

Artikel 3 

Mitteilungspflichten 

(1) Die in Artikel 24 Absätze 2 und 4 und in Artikel 17 des 
Abkommens genannten Stellen haben im Rahmen ihrer Zustän- 
digkeit einander und den betroffenen Personen die Tatsachen 
mitzuteilen und die Beweismittel zur Verfügung zu stellen, die zur 
Sicherung der Rechte und Pflichten erforderlich sind, die sich 
-aus den in Artikel 2 Absatz 1 des Abkommens genannten 
Rechtsvorschriften sowie dem Abkommen und dieser Vereinba- 
rung ergeben. 

(2) Hat eine Person nach den in Artikel 2 Absatz 1 des Abkom- 
mens genannten Rechtsvorschriften, nach dem Abkommen oder 
nach dieser Vereinbarung die Pflicht, dem Träger oder einer 
anderen Stelle bestimmte Tatsachen mitzuteilen, so gilt diese 
Pflicht auch in bezug auf entsprechende Tatsachen, die im 
Gebiet des anderen Vertragsstaats oder nach dessen Rechtsvor- 
schriften gegeben sind. Dies gilt auch, soweit eine Person 
bestimmte Beweismittel zur Verfügung zu stellen hat. 


npaBMTencTBOTo Ha OeflepariHa penyöjiMKa TepMaHMH 

M 

npaBMTencTBOTO Ha PenyÖriMKa B-bnrapMH - 

C'brjiacHO HfieH 24, ajiMHen 1 na CnoroflÖaia ot 17. 12. 1997 r. 
Me>Kfly OeflepajiHa penyöJiMKa f epMaHM« m PenyöJiMKa B-bJira- 
pHH sa couMajiHa cnrypHOCT, napHHana no-flojiy “Cnoroflöa” 


ce cnopasyMHxa sa cneflHoio: 


Passen I 

OÖLi^H pasnope^ÖM 

HneH 1 

OnpeAenfiHe Ha noHRTHHTa 

B HacTOHLflme pasnopeflöM ce ynoTpeöJiBaT c'bfl'bpyKaiflMTe 
ce B Cnoroflöara noHHTMH b CMMC'bjia, onpeflejien b cbiflaia. 


H/ieH2 

3aA'b/i>KeHMfl sa pasRCHRaaHe 

ynoMenaTMTe b HJien 24, ajiMHeyi 2 na Cnoroflöaia cjiy>K6M sa 
Bp-bSKa M KOMneieHTHme hbivickm HOCMieJiM na ocMrypOBKM 
CbrjiacHO HJieH 24, ajiMHen 4 ot CnoroflÖaTa, b paMKMTe na 
CBOHTa KOMneTeHTHOCT, pasHCHfiBaT npaaaTa m safl-bji>KeHMfiTa 
Ha JiMqaTa cbrjiacHO CnoroflöaTa. 


HneH 3 

3aA'bn>KeHHfl sa yaeACMfiBaHe 

(1 ) ynoMenaTMTe b Hfien 24, ajiMHen 2 m 4 m b Hnen 1 7 na Cno- 
roflöaTa cjiy>K6M, B paMKMTe Ha CBOMTe KOMneTeHflMM ca 
safl'bJi>KeHM BsaMMHO fla cm cbCöiflaBaT cjDaKTMTe, KaKTO M fla 
yBeflOMHBaT sacerHaTMTe jiMqa m fla cm npeflocTaBHT flOKoasa- 
TejiCTBOHM MaTepMajiM, KOMTO ca HeoöxoflMMM sa rapaHTMpaHe 
Ha npaaaTa m safl‘bJi>KeHMHTa, npoMSTMHaiflM ot ynoMenaTMTe 
npaBHM pasnopeflÖM b nneH 2, ajiMHen 1 Ha CnoroflöaTa, ot 
MH jiaTa Cnoroflöa m ot tobo cnopasyMeHMe. 

(2 ) Ako eflHO jiMqe e safl'bji>KeHO, CbrjiacHo npaBHMTe pasno- 
peflÖM, ynoMOHaTM b HJieH 2, ajiMHen 1 Ha CnoroflöaTa, cbrjiac- 
HO uHjiaTa Cnoroflöa mjim C'brjiacHO TOBa cnopasyMeHMe, fla 
c'boÖu4M onpeflejieHM cfiaKTM Ha HocMTejin mjim Ha flpyra 
cjiy>Köa, TO TOBa safl'bji>KeHMe e BajiMflHO othocho CbOTBeTHM- 
Te cjDaKTM, cbLflecTByBaiflM na TepMTOpMHTa na flpyraTa floro- 
Bapfiu4a ce CTpana mjim npoMSTMnaiflM ot HeMHMTe npaBHM pas- 
nopeflÖM. ToBa e BajiMflHO m KoraTO jiMqeTo e flji'byxHO fla npe- 
flOCTaBM flOKasaTejicTBeHM MaTepMajiM. 


23 



Drucksache 13/10434 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Artikel 4 

Bescheinigung über 
die anzuwendenden Rechtsvorschriften 

(1) ln den Fällen der Artikel 7, 10 und 11 des Abkommens 
erteilt der zuständige Träger des Vertragsstaats, dessen Rechts- 
vorschriften anzuwenden sind, in bezug auf die in Betracht kom- 
mende Beschäftigung auf Antrag eine Bescheinigung darüber, 
daß der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber diesen Rechtsvor- 
schriften unterstehen. Diese muß in den Fällen der Artikel 7 und 
1 1 des Abkommens mit einer bestimmten Gültigkeitsdauer ver- 
sehen sein. 

(2) Sind die deutschen Rechtsvorschriften anzuwenden, so 
stellt der Träger der Krankenversicherung, an den die Beiträge 
zur Rentenversicherung abgeführt werden, andernfalls die Bun- 
desversicherungsanstalt für Angestellte, Berlin, diese Bescheini- 
gung aus. 

(3) Sind die bulgarischen Rechtsvorschriften anzuwenden, so 
stellt das Nationale Versicherungsinstitut, Sofia, diese Bescheini- 
gung aus. 

Artikel 5 
Zahlverfahren 

Geldleistungen an Empfänger im Hoheitsgebiet des anderen 
Vertragsstaats können unmittelbar oder unter Einschaltung von 
Verbindungsstellen beziehungsweise der zuständigen deutschen 
Träger nach Artikel 24 Absatz 4 des Abkommens ausgezahlt wer- 
den. 


Abschnitt II 

Besondere Bestimmungen 

Kapitel 1 

Unfallversicherung 

Artikel 6 

Arbeitsunfallanzeige 

Für die Anzeige des Arbeitsunfalls (Berufskrankheit) gelten die 
Rechtsvorschriften des Vertragsstaats, nach denen die Versiche- 
rung besteht. 

Kapitel 2 
Verschiedenes 

Artikel 7 
Statistiken 

Die nach Artikel 24 Absatz 2 des Abkommens eingerichteten 
Verbindungsstellen und die zuständigen deutschen Träger nach 
Artikel 24 Absatz 4 des Abkommens erstellen jährlich, jeweils 
nach dem Stand vom 31 . Dezember, Statistiken über die in das 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats vorgenommenen 
Rentenzahlungen. Die Angaben sollen sich nach Möglichkeit auf 
Zahl und Gesamtbetrag der nach Rentenarten gegliederten Ren- 
ten und Abfindungen erstrecken. Die Statistiken werden ausge- 
tauscht. 

Abschnitt III 

Schlußbestimmung 

Artikel 8 

Inkrafttreten und Vereinbarungsdauer 

Diese Vereinbarung tritt ab dem Tag des Inkrafttretens des 
Abkommens in Kraft, sofern beide Vertragsstaaten einander mit- 


Hnen 4 

yflocTOBepfleaHe Ha 
npHJio>KHMHTe npaBHH pasnope^ßH 

(1 ) B cnyHame cbrnacHO HneHoee 7, 1 0 m 1 1 Ha Cnorofleaia, 
KOMnereHTHMyiT Hocmen Ha^oroeapFiLnaTace A'bp^Kaea, hmmto 
npaBHH pasnopeflöM rpBÖea ßa ce npMnarar no Monöa, MSAaea 
OTHOCHO ö-bAßLAaTa paöoia yAOCToeepeHkie, ne paöoTHMK-bT m 
paöOTOAaienBT ce noAHHHBear na lesM npaBHH pasnopeAÖH. 
ToBa yAOCToeepeHHe ipBöBa Aa e c onpeAenen cpoK na BajiHA- 
HOCT B cjiynaHTe, cbrnacHo HJieHoee 7 h 1 1 na CnoroAöaia. 

(2) Ako ce npHnarai repMancKHie npaBHH pasnopeAÖH, to 
yAocTOBepeHHeio ce nsAaea ot HocHienB na SApaBHOTo och- 
rypBBane, na KoroTO ce npeBe>KAaT BHocKHie sa nencHOHHo 
ocnrypFiBaHe, a b Apyrme cnynaH ot OeAepanHHB HHCTHtyi sa 
cny>KaLAH, BepnHH. 

(3) Ako ce npHnarai ö-bJirapcKHie npaBHH pasnopeAÖH, to 
TOB a yAOCTOBepenne ce nsAaea ot HauHOHannHB ocnrypHTe- 
nen HHCTHTyT. 

HneH 5 

HaHHH Ha nnaLAane 

riapHHHH nnaiAaHHB na nojiyHaTen na TepHTopHBTa na APyra- 
Ta AoroBapBLAa ce A^bp^Kaea MoraT Aa ce HSB'bpLUBaT nenoc- 
peACTBeHo HHH Hpes BKUJOHBane na cny^KöHTe aa BptaKa, 
pecneKTHBHO KoivineTeHTHHB repMancKH HOCHTen cbrnacHO 
HneH 24, annnen 4 na CnoroAöaTa. 

Passen II 

OcobeHM pasnopeAÖH 

rnaea I 

OcHrypyieaHe npn TpyAoea SAononyKa 

Hnen 6 

Ci»OBiAeHMe sa TpyAoea snononyKa 

3a cboöLAeHHeTo aa TpyAoea snononyKa (npocJjecHOHanHO 
saBonnBane) ca aannAHH npaBHHTe pasnopeAÖH na Aoro- 
BapBLAaTa ce cTpana, k-babto e ocnrypoBKaTa. 

rjiaea II 

PaSHH 

Hnen? 

CraTHCTHKa 

ycTaHOBeHHTe, ctmacHO nnen 24, annnen 2 na CnoroAöaTa, 
cny^KÖH aa Bp-bSKa h KOMneTeHTHHTe repwiaHCKH HOCHTenn, 
c'brnacHO nnen 24, annnen 4 na CnoroAöaTa cbCTaanT 
rOAHLUHO, CbOTBOTHO KTdIVI 31 AeKOMBpH, CTaTHCTHHOCKH AOK- 
naA 3a HSB-bpLLieHHTe nnaiAannn na nencHH na TepHTOpnnTa na 
ApyraTa AoroeapniAa ce CTpana. flaHHHTe no B‘baMO>KHOCT 
TpnöBa Aa oöxeaiAaT öpon h oölahto cyMH no bhaobo nencHH h 
oöesLAeTeHHB. CTaTHCTHnecKHTe AOKnaAH ce pasMennT. 

PasAen III 

SaKJiiOHTenHH pasnopeAÖH 

Hnen 8 

B/iMsane b cMna h Ba/iMAHOCT na cnopasyivieHHeTO 

ToBa cnopaayivieHHe annaa b cnna b Aenn na annaane na Cno- 
roAöaTa B cnna, aKo h ABe^e AoroBapniAH ce CTpann BsaHMHO 
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geteilt haben, daß die erforderlichen innerstaatlichen Vorausset- 
zungen hierfür erfüllt sind. Hinsichtlich der Vereinbarungsdauer 
gilt die Dauer des Abkommens. 


ca ce yaeflOMMnH, ne ca Hsn-briHeHH Heo6xoflHMHTe B-bipeujHo- 
fl-bp^KasHM npejqnocTaBKH. Do oTHOiueHMe BanHflHocTia Ha 
CnopasyMSHMeTO e MepoflaBHa Ba/iMflHOCTia Ha Cnoroflöara. 


Geschehen zu Sofia am 17. 12. 1997 in zwei Urschriften, jede 
in deutscher und in bulgarischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


CiaCTaBeHO B Coc})MB Ha 17. 12. 1997 r. b flBa opnrnHanHH 
eKseMnnflpa, na hsmckm m ö'bnrapCKM esMK, Kaio bcbkh tbkct 
MMa eAHBKBa cn/ia. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
sa Oeflepanna peny6nnKa F epiviaHMfl 
Peter Metzger 
Rudolf Kraus 


Für die Regierung der Republik Bulgarien 
sa Penyö/iMKa B-bnrapnB 
Ivan Nejkov 
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Denkschrift zum Abkommen 

I. Allgemeines 

Das Abkommen regelt die Beziehungen zwischen den 
beiden Staaten im Bereich der Rentenversicherung und in 
bezug auf die Zahlung von Renten und einmaligen Geld- 
leistungen der Unfallversicherung. Es begründet unter 
Wahrung des Grundsatzes der Gegenseitigkeit Rechte 
und Pflichten von Einwohnern beider Staaten und sieht 
die Gleichbehandlung der beiderseitigen Staatsangehöri- 
gen, die Zusammenrechnung deutscher und bulgarischer 
Versicherungszeiten für den Leistungsanspruch und die 
uneingeschränkte Rentenzahlung auch bei Aufenthalt im 
anderen Vertragsstaat vor. 

Mit dem Abkommen wird auch dem im Zusammenhang 
mit einer Vielzahl von Petitionen ergangenen Beschluß 
des Deutschen Bundestages vom 5. Juni 1997 (Druck- 
sache 13/7665) Rechnung getragen. Darin wird im Zu- 
sammenhang mit der Beendigung u.a. des Sozial- 
versicherungsabkommens zwischen der Deutschen 
Demokratischen Republik und Bulgarien empfohlen, 
möglichst rasch ein Abkommen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und Bulgarien abzuschließen. 

II. Besonderer Teil 

Arti kel 1 enthält Bestimmungen der in den nachfolgen- 
den Vorschriften wiederholt verwendeten Begriffe. Durch 
die Definition häufig verwendeter Begriffe soll die Anwen- 
dung des Abkommens erleichtert werden. 

Artikel 2, der durch Nummer 1 des Schlußprotokolls 
ergänzt wird, legt den sachlichen Geltungsbereich des 
Abkommens fest, indem er die innerstaatlichen Rechts- 
vorschriften nennt, auf die sich das Abkommen bezieht. In 
Absatz 2 Ist klargestellt, daß bei Anwendung des Abkom- 
mens andere Abkommen oder überstaatliche Regelungen 
unberücksichtigt bleiben. Dies gilt nicht, wenn diese zwi- 
schenstaatlichen Verträge oder das innerstaatliche Recht 
Versicherungslastregelungen enthalten. 

Die in Nummer 1 Buchstabe a des Schlußprotokolls ge- 
troffene Regelung ergibt sich daraus, daß die hütten- 
knappschaftliche Zusatzversicherung und die Alters- 
sicherung der Landwirte nicht in die innerstaatlichen 
deutschen Vorschriften über Wanderarbeitnehmer einbe- 
zogen sind. Nach Buchstabe b sind bestimmte beitrags- 
unabhängige Leistungen der bulgarischen Rentenver- 
sicherung ebenfalls nur in eingeschränktem Umfang in 
das Abkommen einbezogen. 

Artikel 3 nennt die Personen, für die das Abkommen 
gilt. 

Artikel 4 enthält den Grundsatz der Gleichbehandlung 
der Staatsangehörigen beider Staaten. Das Recht auf 
Gleichbehandlung wird auch bestimmten weiteren Perso- 
nengruppen zuerkannt. 

Nach Absatz 2 der Bestimmung ist die uneingeschränkte 
Gleichbehandlung im Leistungsrecht bei Staatsangehöri- 
gen der Vertragsstaaten auch bei Aufenthalt in einem drit- 
ten Staat vorgesehen. 


Zu Artikel 4 sind unter Nummer 2 des Schlußprotokolls 
ergänzende Regelungen enthalten. Danach ist für bulga- 
rische Staatsangehörige mit gewöhnlichem Aufenthalt 
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland und für 
Flüchtlinge und Staatenlose mit gewöhnlichem Aufenthalt 
in Bulgarien das Recht zur freiwilligen Versicherung in der 
deutschen Rentenversicherung u.a. an die Voraussetzun- 
gen einer Vorbeitragszeit von 60 Monaten in der deut- 
schen Rentenversicherung geknüpft. 

Durch den Buchstaben d ist sichergestellt, daß bulgari- 
sche Renten deutschen Staatsangehörigen und Staats- 
angehörigen der Vertragsstaaten mit Versicherungszeiten 
nach den Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten auch 
bei Aufenthalt im Drittstaat gewährt werden. 

Artikel 5 enthält den Grundsatz, daß Leistungen auch 
erbracht werden, wenn sich die leistungsberechtigte Per- 
son Im anderen Vertragsstaat gewöhnlich aufhält. Num- 
mer 5 des Schlußprotokolls zum Abkommen enthält hier- 
zu ergänzende Regelungen. 

Die Artikel 6 bis 11 enthalten Regelungen darüber, 
welche Rechtsvorschriften über die Versicherungspflicht 
bei einer Kollision der deutschen und bulgarischen 
Rechtsvorschriften anzuwenden sind. Damit wird eine 
Doppelversicherung vermieden. 

Die Bestimmungen werden durch die Nummer 4 Buch- 
stabe a des Schlußprotokolls ergänzt. Danach finden auf 
Personen, die den Rechtsvorschriften eines Vertrags- 
staats unterstellt sind, auch dessen Rechtsvorschriften 
über die Versicherungspflicht im Bereich der Arbeitslosen- 
versicherung Anwendung. Damit unterliegen alle Personen, 
die vom Abkommen erfaßt werden, im Bereich der 
Renten-, Unfall- und Arbeitslosenversicherung nur den 
Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats. 

Nach Artikel 6 finden grundsätzlich die Rechtsvor- 
schriften des Vertragsstaats über die Versicherungspflicht 
Anwendung, in dessen Hoheitsgebiet die Beschäftigung 
ausgeübt wird (Territorialitätsprinzip). Die Artikel 7 
bis 10, die durch die Nummern 5 bis 8 des Schlußproto- 
kolls ergänzt werden, regeln bestimmte Fallgruppen. 

Artikel 11 beruht auf der Erwägung, daß mitunter die 
aufgrund der vorgenannten Vorschriften vorgenommene 
Bestimmung der anzuwendenden Rechtsvorschriften 
nicht zu befriedigenden Ergebnissen führt und läßt abwei- 
chende Vereinbarungen zu. 

Die Artikel 12 u n d 1 3 enthalten die besonderen Rege- 
lungen für die Unfallversicherung. Insbesondere bestimmt 
Artikel 13, daß bei der Prüfung eines Leistungsanspruchs 
aufgrund einer Berufskrankheit gesundheitsgefährdende 
Beschäftigungen im anderen Vertragsstaat mit berück- 
sichtigt werden. 

Die Artikel 14 b i s 16 enthalten die besonderen Rege- 
lungen für die Rentenversicherung. 

Artikel 14 bestimmt, daß Versicherungszeiten, die in 
der deutschen und bulgarischen Rentenversicherung 
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zurückgelegt sind, für die Erfüllung des Leistungsan- 
spruchs, also vor allem für die Wartezeit, zusammenge- 
rechnet werden. 

Artikel 15 enthält nähere Regelungen für die Anwen- 
dung der deutschen, Artikel 16 nähere Regelungen für 
die Anwendung der bulgarischen Rechtsvorschriften. 


Die Artikel 17 bis 27 enthalten Regelungen für das 
Zusammenwirken der in beiden Vertragsstaaten mit der 
Durchführung des Abkommens betrauten Stellen. 


Die Artikel 28 bis 31 enthalten Übergangs- und 
Schlußbestimmungen. 


Denkschrift zur Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens 


Die Durchführungsvereinbarung enthält die zur Anwen- 
dung des Abkommens erforderlichen Bestimmungen, die 
vor allem technischer Art sind. Sie betreffen insbesondere 
Mitteilungspflichten zwischen den Versicherungsträgern 
beider Vertragsstaaten, das Ausstellen von Bescheinigun- 
gen und das Verfahren über die Zahlung von Renten in 
den anderen Vertragsstaat. 

Nach Artikel 1 haben die* Ausdrücke in der Verein- 
barung die gleiche Bedeutung wie im Abkommen. 

Nach Artikel 2 obliegt den zuständigen Verbindungs- 
stellen die allgemeine Aufklärung der betroffenen Perso- 
nen über das Abkommen. 

Artikel 3 regelt die Verwaltungshilfe der Versicherungs- 
träger und der Verbindungsstellen und schreibt die 
gegenseitige Unterrichtung über die rechtserheblichen 
Tatsachen sowie den Austausch der erforderlichen Be- 
weismittel vor. 


Artikel 4 regelt vor allem für in das Gebiet des anderen 
Vertragsstaats entsandte Arbeitnehmer die Erteilung von 
Bescheinigungen über die Fortgeltung der Rechtsvor- 
schriften über die Versicherungspflicht des sog. Entsen- 
destaates. 

Artikel 5 regelt das Verfahren bei Zahlungen durch 
einen Versicherungsträger in das Gebiet des anderen Ver- 
tragsstaats, d.h. die Möglichkeit der Zahlung über eine 
dort befindliche Verbindungsstelle oder unmittelbar an 
den Berechtigten. 

Arti kel 6 regelt die Anzeigepflicht im Falle eines Arbeits- 
unfalles oder einer Berufskrankheit. 

In Arti kel 7 ist festgelegt, daß jährliche Statistiken über 
die in den jeweils anderen Vertragsstaat vorgenommenen 
Rentenzahlungen ausgetauscht werden. 

Artikel 8 enthält die üblichen Schlußbestimmungen. 
Danach ist die Gültigkeit der Durchführungsvereinbarung 
an die Gültigkeit des Abkommens geknüpft. 
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